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Begründung 

1 Allgemeines 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Langenlehsten hat in ihrer Sitzung am 28.09.2021 die Aufstel-
lung des Selbstständigen Bebauungsplans Nr. 2 „Östlich der Dorfstraße, südlich der Dorfstraße Haus-
nummer 14“ gemäß § 13 b BauGB beschlossen. Dieser wurde ortsüblich bekannt gemacht.  

Der Selbstständige Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten schafft die planungsrechtliche 
Voraussetzung für die weitere wohnbauliche Entwicklung östlich der „Dorfstraße“ in der Gemeinde 
Langenlehsten. Das Wohngebiet kommt der Schaffung zusätzlicher Wohneinheiten für den örtlichen 
Bedarf in der Gemeinde Langenlehsten nach.  

Die Gemeinde Langenlehsten verfügt über keinen Flächennutzungsplan. Aus diesem Grund erfolgt die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 als Selbständiger Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB in 
Verbindung mit einer umfassenden Standortwahl im Gemeindegebiet. Da mit der Aufstellung des 
Selbstständigen Bebauungsplanes ausschließlich eine kleinräumige wohnbauliche Entwicklung entlang 
der Dorfstraße verbunden ist, kann auf die Aufstellung eines Flächennutzungsplanes verzichtet wer-
den. Die städtebauliche Entwicklung ist durch das geplante Vorhaben ausreichend geordnet. 

Mit Gerichtsurteil vom 18.07.2023 (BVerwG 4 CN 3.22) hat das BVerwG entschieden, dass die Aufstel-
lung von Bebauungsplänen im Verfahren gem. § 13b BauGB nicht mit dem Unionsrecht vereinbar ist. 

Freiflächen außerhalb des Siedlungsbereichs einer Gemeinde dürfen nicht im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13b Satz 1 BauGB ohne Umweltprüfung überplant werden. 

Aus diesem Grund wurde am 11.12.2023 durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Langenlehsten 
der Satzungsbeschluss nach § 13b BauGB über den Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 „Östlich 
der Dorfstraße, südlich der Dorfstraße Hausnummer 14“ vom 05.07.2023 aufgehoben und die Umstel-
lung auf ein Regelverfahren gem. § 10 BauGB beschlossen.  

Ergänzend erfolgte am … durch Beschluss durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Langenlehsten 
die Festlegung eines Teilgebietes 2, um die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen verbindlich ab-
zusichern. 

Die Aufstellung erfolgt nach dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 394) geändert worden ist i. V. m. der Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), dem Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 29. Juli 2009, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240); dem Landesnatur-
schutzgesetz Schleswig-Holstein (LNatSchG) in der Fassung vom 24. Februar 2010, zuletzt geändert 
durch Art. 64 LVO v. 27.10.2023 (GVOBl. S. 514) und der aktuellen Fassung der Landesbauordnung 
(LBO). 

Stand des Verfahrens 

Durch das Verfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde die Öffentlichkeit frühzeitig über die Inhalte der 
Planung informiert und konnte sich hinsichtlich vorhandener Anmerkungen und Bedenken zu dem vor-
gestellten Vorhaben äußern. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB für 
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den Selbstständigen Bebauungsplan Nr. 2 wurde im Rahmen einer öffentlichen Auslegung für die 
Dauer vom 08.08.2022 bis einschließlich 22.08.2022 durchgeführt.  

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB für den Selbstständigen Bebauungsplan Nr. 2 wurde in der Zeit vom 20.05.2022 bis 24.06.2022 
durchgeführt. Das Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB dient der Sondierung (sog. Scoping), in dem Be-
hörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit gegeben wird, sich u.a. zum erforder-
lichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Die eingegangenen planungsre-
levanten Stellungnahmen und Hinweise wurden geprüft und gegebenenfalls im weiteren Planungspro-
zess berücksichtigt.  

Am 09.03.2023 wurde durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Langenlehsten der Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 gefasst.  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde am 15.03.2023 ortsüblich bekannt 
gemacht. Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
15.03.2023 aufgefordert, ihre Stellungnahme abzugeben. Die Öffentlichkeit und die Behörden und Trä-
ger öffentlicher Belange hatten gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB Gelegenheit ihre Anre-
gungen und Hinweise zur Planung im Zeitraum vom 23.03.2023 bis 24.04.2023 abzugeben.  

Am 05.07.2023 hat die Gemeindevertretung den Selbstständigen Bebauungsplan Nr. 2 „Östlich der 
Dorfstraße, südlich der Dorfstraße Hausnummer 14“ als Satzung beschlossen und die Begründung 
durch Beschluss gebilligt. 

Mit Gerichtsurteil vom 18.07.2023 (BVerwG 4 CN 3.22) hat das BVerwG entschieden, dass die Aufstel-
lung von Bebauungsplänen im Verfahren gem. § 13b BauGB nicht mit dem Unionsrecht vereinbar ist. 

Freiflächen außerhalb des Siedlungsbereichs einer Gemeinde dürfen nicht im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13b Satz 1 BauGB ohne Umweltprüfung überplant werden. 

Um dennoch eine Umsetzung des geplanten Vorhabens zu ermöglichen hat die Gemeinde Langenleh-
sten den Satzungsbeschluss vom 05.07.2023 aufgehoben und das Bauleitplanverfahren in ein Regel-
verfahren gem. § 10 BauGB inklusive der Erstellung eines Umweltberichtes umgestellt. 

Am 02.12.2024 hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Langenlehsten einen erneuten Entwurfs- 
und Veröffentlichungsbeschluss gefasst 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde am …. ortsüblich bekannt gemacht 
und die Unterlagen des Bauleitplanverfahrens entsprechend in das Internet eingestellt. Die Behörden 
und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom …. aufgefordert, ihre Stellung-
nahme abzugeben. Die Öffentlichkeit hatte gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit ihre Anregungen und 
Hinweise zur Planung im Zeitraum vom …. bis …. abzugeben. 

Gemäß §§ 1 und 1a sowie 2 und 2a BauGB ist eine Umweltprüfung (UP) durchzuführen, deren Ergeb-
nisse in einem Umweltbericht (UB) dokumentiert werden; mit dieser Aufgabe wurde das Büro BBS-
Umwelt GmbH, Kiel beauftragt. 

Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil dieser Begründung (Teil 2). 
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2 Gebietsbeschreibung: Größe und Standort in der Gemeinde sowie vorhandene Nutzung 
Die Gemeinde Langenlehsten liegt östlich des Elbe-Lübeck-Kanals und südlich der Bundesautobahn 24 
(Bundesautobahn BAB24) im Amt Büchen (Kreis Herzogtum Lauenburg). Die Gemeinde Langenlehsten 
ist landwirtschaftlich geprägt und verfügt über größere Waldflächen. Der Geltungsbereich des Selbst-
ständigen Bebauungsplanes Nr. 2 liegt östlich der Kreisstraße K28 „Dorfstraße“ und schließt südlich an 
die bestehende Wohnbebauung (der Hausnummer 14) an. Im Norden, Süden und Westen des Gel-
tungsbereiches bestehen Bebauungen. Das geplante Vorhaben überplant eine bislang landwirtschaft-
lich genutzte Fläche.  

Die Lage der Teilgebiete kann dem dieser Begründung vorausgehenden Lageplan entnommen werden. 
Das Teilgebiet 1 hat eine Größe von rd. 5.160 m², welches sich künftig wie folgt zusammensetzt: 

 

Allgemeines Wohngebiet rd. 3.100 m² 

Verkehrsflächen rd. 1.310 m² 

Maßnahmenfläche rd. 590 m² 

Grünfläche mit Anpflanzung rd.  40 m² 

Flächen für die Landwirtschaft rd. 120 m² 

 

Das Teilgebiet 1 umfasst die Flurstücke 138, 139, 140, 141, 142, 143, 144 sowie eine Teilfläche des 
Flurstücks 123/19 (Straßenverkehrsfläche der Dorfstraße) der Flur 6 Gemarkung Langenlehsten.  

Das Teilgebiet 2 hat eine Größe von ca. 2.600 m² und umfasst die im Zuge der Entwicklung erforderli-
chen Kompensationsmaßnahmen, welche auf dem Flurstück 124/1, Flur 6 Gemarkung Langenlehsten 
nachgewiesen werden. 

3 Anlass der Planung 
Die sehr gute Anbindung an die überregionale Infrastruktur bietet den Bewohnern der Gemeinde Lan-
genlehsten die Möglichkeit in der Gemeinde sesshaft zu bleiben, auch wenn sich der Beschäftigungsort 
in größerer Entfernung befindet. Die Gemeinde Langenlehsten möchte durch eine planungsrechtliche 
wohnbauliche Entwicklung der Flächen den Bedarf an Wohnbauflächen nachkommen.  

4 Allgemeines Planungsziel 
Ziel der Planung ist es, die östlich der „Dorfstraße” und südlich der Hausnummer 14 liegende Fläche 
für eine zeitgemäße Wohnbaulandentwicklung baurechtlich vorzubereiten. 

Die Fläche des Geltungsbereiches wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
i.V.m. § 4 BauNVO festgesetzt, um durch die neu zu entwickelnden Bebauungsmöglichkeiten Wohn-
raum zur Deckung des örtlichen Bedarfs zu schaffen. Es werden planungsrechtlich bis zu fünf Wohnein-
heiten vorbereitet. Durch die Festsetzung einer Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, welche im Eigentum der Ge-
meinde Langenlehsten verbleibt, wird eine dauerhafte Abgrenzung der künftigen Wohnnutzungen ge-
genüber den Flächen des Europäischen Vogelschutzgebietes Nr. 2530-421 gewährleistet. 
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5 Rechtliche Rahmenbedingungen, übergeordnete planerische Vorgaben 
Die Gemeinden und Städte haben Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauli-
che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Bauleitpläne „Flächennutzungspläne“ (vorberei-
tende Bauleitplanung) und die „Bebauungspläne“ (verbindliche Bauleitplanung) sind die Steuerungs-
instrumente der Gemeinde/Stadt für eine geplante städtebauliche Entwicklung des Gemeinde-/ Stadt-
gebietes. Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 3, 4 BauGB). Die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung für die Region ergeben sich aus der Fortschreibung des 
Landesentwicklungsplans (LEP) (2021) und aus dem Regionalplan für den Planungsraum I (Fortschrei-
bung 1998).  

Folgende planerische Vorgaben sind bei der Bauleitplanung aus den bestehenden Fachplänen zu be-
rücksichtigen: 

5.1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 

Die Landesplanungsbehörde hat den Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP) in einem 
mehrjährigen Verfahren fortgeschrieben. Im Dezember 2021 trat die Fortschreibung in Kraft. 

Seit dem Inkrafttreten des Landesentwicklungsplans 2010 hatten sich viele Rahmenbedingungen für 
die Entwicklung Schleswig-Holsteins verändert. Durch die Fortschreibung 2021 wurden neue Entwick-
lungstrends, Änderungen bei Fachplanungen und Gesetzesänderungen sowie neue Entwicklungsziele 
der Landesregierung im Plan berücksichtigt (www.schleswig-holstein.de) 

Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Langenlehsten die nachfolgenden Darstellun-
gen: 

 

 Die Gemeinde Langenlehsten liegt nach 
der Hauptkarte der Fortschreibung des 
Landesentwicklungsplans im ländlichen 
Raum, nordöstlich des Unterzentrums Bü-
chen. 

 Die Gemeinde Langenlehsten liegt südlich 
einer Landesentwicklungsachse. 

 Die Gemeinde Langenlehsten liegt inner-
halb eines Entwicklungsraums für Touris-
mus und Erholung sowie in einem Vorbe-
haltsraum für Natur und Landschaft. 

 Die Gemeinde Langenlehsten liegt östlich 
einer Biotopverbundachse. 

Aufgrund der Lages des Planungsgebietes an-
grenzend der Siedlungsstruktur von Langen-
lehsten ist nicht von einer Beeinträchtigung 
der entsprechenden Bereiche auszugehen. 

Grundsätzlich können in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut werden [...]. Der Umfang 
der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich von den Bebauungsmöglichkeiten im 
Innenbereich ab [...] Es sollen flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewendet wer-
den (3.6.1, 1G, LEP). 

Abbildung 1:Ausschnitt LEP SH – Fortschreibung 2021, Quelle: 
www.Schleswig-Holstein.de 
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Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind, decken den örtli-
chen Bedarf. Dort können im Zeitraum 2022 bis 2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31. 
Dezember 2020 neue Wohnungen im Umfang von 

[...] - bis zu 10 Prozent in den ländlichen Räumen (Kapitel 2.3) 
gebaut werden (wohnbaulicher Entwicklungsrahmen) (3.6.1, 3 Z, LEP). 

Neue Bauflächen sollen nur in guter räumlicher und verkehrsmäßiger Anbindung an vorhandene, im 
baulichen Zusammenhang bebaute, tragfähige und zukunftsfähige Ortsteile und in Form behutsamer 
Siedlungsabrundungen ausgewiesen werden (3.9, 2 G, LEP). 

Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Vorrangig sind bereits erschlossene Flä-
chen im Siedlungsgefüge zu bebauen. Bevor Kommunen neue, nichterschlossene Bauflächen auswei-
sen, ist von ihnen aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können. 
[...] (3.9, 4 Z, LEP). 

Die Gemeinde Langenlehsten folgt den Vorgaben des Landesentwicklungsplans, indem sie zunächst 
geprüft hat, inwiefern vorhandene Innenentwicklungspotentiale ausgeschöpft werden können (vgl. 
Kap. 6). Zudem hält die Gemeinde durch die umliegende vorhandene Siedlungsstruktur und die vor-
handene Verkehrsanbindung (Dorfstraße) den Ausbau für notwendige Anschlüsse gering. Der zuge-
sprochene wohnbauliche Entwicklungsrahmen der Gemeinde Langenlehsten für den Planungszeit-
raum bis 2036 von 8 Wohneinheiten wird durch die Gemeinde eingehalten. 

 

5.2 Regionalplan für den Planungsraum I (RP I) Fortschreibung 1998 

Die Regionalpläne beinhalten den langfristigen Entwicklungs- und Orientierungsrahmen für die 
räumliche Entwicklung des Planungsraumes aus überörtlicher Sicht. 

Der Regionalplan für den Planungsraum I (RP I) Schleswig-Holstein für die Kreise Herzogtum Lauen-
burg, Pinneberg, Segeberg und Stormarn enthält für die Gemeinde Langenlehsten die nachfolgenden 
Darstellungen: 
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Abbildung 2: Ausschnitt RP I mit Umgrenzung der Gemeinde Langen-
lehsten, Quelle: www.schleswig-holstein.de 

 

 Gemeinde im ländlichen Raum ohne 
zentralörtliche Einstufung 

 Gebiet mit besonderer Bedeutung für 
Tourismus und Erholung 

 Im westlichen Gemeindegebiet von Lan-
genlehsten befindet sich ein Gebiet mit 
besonderer Bedeutung für Natur und 
Landschaft (Gebiet mit besonderer Be-
deutung zum Aufbau eines Schutzge-
biets- und Biotopverbundsystems) 

Die Darstellungen des Regionalplans I stehen der Aufstellung des Selbstständigen Bebauungsplanes 
Nr. 2 für eine wohnbauliche Entwicklung in der Gemeinde nicht entgegen. Die Gemeinde Langen-
lehsten wird von dem EU-Vogelschutzgebiet „Langenlehsten“ umgeben. Das Gebiet wird durch die 
Planung jedoch nicht berührt (vgl. Anlage 3).  

5.3  Fortschreibung der kleinräumigen Bevölkerungs- und Haushaltsprognose des Kreises 
Herzogtum Lauenburg bis zum Jahr 2030 

Im Zuge der kleinräumigen Bevölkerungs- und Haushaltsprognose des Kreises Herzogtum Lauenburg 
bis 2030 werden weitergehende Aussagen als Grundlage für die erforderliche Wohnraumentwicklung 
der Gemeinden innerhalb des Kreises Herzogtum Lauenburg getroffen. Die Gemeinde Langenlehsten 
ist hierbei unter Angaben des restlichen Amtes Büchen (die Gemeinde Büchen wird gesondert Betrach-
tet) aufgeführt.  
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Abbildung 3: Korrekturfaktoren Geburten auf der 2. Raumebene, Quelle: 1. 
Fortschreibung der kleinräumigen Bevölkerungs- und Haushaltsprognose Kreis 
Herzogtum Lauenburg bis zum Jahr 2030 

 

Bezüglich der dargestellten Korrek-
turfaktoren der Geburten und Ster-
befälle sind diese nach Erläuterung 
der kleinräumigen Bevölkerungs- 
und Haushaltsprognose wie folgt zu 
interpretieren:  

Teilbereiche mit einem Korrek-
turfaktor kleiner 1 weisen in der 
Vergangenheit – im Vergleich zum 
Landesdurchschnitt – nur unter-
durchschnittliche Geburten-
/Sterbe-/Fortzugshäufigkeiten auf; 
Teilbereiche mit einem Faktor grö-
ßer 1 waren hingegen durch über-
durchschnittliche Geburten- 
/Sterbe-/Fortzugs-Häufigkeiten in 
der Vergangenheit gekennzeichnet. 

Die vorangegangene Darstellung verdeutlicht somit, dass die Geburtenrate im restlichen Amt Büchen 
nahezu dem Landesdurchschnitt entspricht. 

 

Abbildung 4: Korrekturfaktoren Sterbefälle auf der 2. Raumebene, Quelle: 1. 
Fortschreibung der kleinräumigen Bevölkerungs- uns Haushaltsprognose Kreis 
Herzogtum Lauenburg bis zum Jahr 2030 

Mit einem Korrekturfaktor von 1,06 
– 1,10 liegt die Häufigkeitsrate der 
Sterbefälle innerhalb des restlichen 
Amtes Büchen geringfügig oberhalb 
des Landesdurchschnittes. Somit ist 
das Verhältnis zwischen Geburten- 
und Sterberate nahezu ausgegli-
chen, sodass in diesem Zusammen-
hang keine diesbezüglich besonde-
ren Entwicklungserfordernisse in 
Betracht gezogen werden können. 

Bei einer ergänzenden Betrachtung des Korrekturfaktors der Fortzugshäufigkeiten im restlichen Amt 
Büchen wird deutlich, dass dieser Kennwert nahezu in allen Altersgruppen oberhalb des Landesdurch-
schnittes liegt. Im Zusammenhang mit der geplanten wohnbaulichen Entwicklung im Rahmen des 
Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 ist insbesondere der hohe Korrekturfaktor in den jüngeren Al-
tersgruppen anzuführen. Im Alter >18 bis 25-30 Jahre liegt der Korrekturfaktor unabhängig vom Ge-
schlecht deutlich über dem Korrekturfaktor von 1,0 und somit oberhalb des Landesdurchschnittes. 
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Dieses lässt zum einen Rückschlüsse auf das Ausbildungs- und Arbeitsplatzangebot sowie auf das An-
gebot von Bauland zu. 

 

Eine grundsätzliche Übertragung der Kennwerte der 1. Fortschreibung der kleinräumigen Bevölke-
rungs- und Haushaltsprognose für den Kreis Herzogtum Lauenburg bis zum Jahr 2030 ist nicht auf alle 
Gemeinden innerhalb des Amtes Büchen vollständig möglich. In Bezug auf das Wohnraumangebot in-
nerhalb der Gemeinde Langenlehsten sind die entsprechenden Korrekturfaktoren aber durchaus her-
anziehbar. Insbesondere für die jüngere Altersgruppe in der Gemeinde Langenlehsten besteht gegen-
wärtig kein Angebot, um neue Bauflächen zur Wohnraumentwicklung zu erschließen. Somit besteht 
besonders für junge Familien, die erstmals ein Eigenheim errichten und in der Gemeinde Langenlehs-
ten ansässig bleiben wollen, die entsprechende Möglichkeit nicht.  

Die Gemeinde Langenlehsten sieht mit dem Selbstständigen Bebauungsplan Nr. 2 seit der Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 1 (1978) sowie dessen 1. Änderung (2005) zum zweiten Mal ein gemeindli-
ches Bauleitplanverfahren zur planmäßigen Siedlungsentwicklung vor. Der Bebauungsplan Nr. 1 
konnte aufgrund bestehender Eigentumsverhältnisse seit dem Zeitpunkt seiner Rechtskraft nicht voll-
ständig umgesetzt werden, sodass auch die in diesem Bereich ursprünglich angedachte Siedlungsent-
wicklung dem Wohnraumangebot der Gemeinde Langenlehsten nicht zu Gute kommen konnte. 

Abbildung 6: Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden in Langenlehsten, Quelle: 
www.statistik-nord.de 

Die wohnbauliche 
Siedlungsentwicklung 
in der Gemeinde Lan-
genlehsten ist in den 
vergangenen Jahren 
in einem sehr gerin-
gen Umfang erfolgt. 

 

Abbildung 5: Geschlechts- und altersgruppenspezifische Korrekturfaktoren Fortzüge auf der 2. Raumebene, Quelle: 1. Fort-
schreibung der kleinräumigen Bevölkerungs- uns Haushaltsprognose Kreis Herzogtum Lauenburg bis zum Jahr 2030 
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31.12.2012 78 Wohnungen Nach Angaben des Statistischen Amtes für Hamburg und 
Schleswig-Holstein hat sich die Zahl der Wohnungen in der 
Gemeinde Langenlehsten in den vergangenen 10 Jahren 
nicht vergrößert. 

Insbesondere aufgrund der stark landwirtschaftlich gepräg-
ten Umgebung und der damit verbundenen eingeschränk-
ten Möglichkeit zur Wohnraumausweisung konnte durch 
die Gemeinde Langenlehsten in den vergangenen Jahren 
kein zusätzliches Wohnraumangebot geschaffen werden.  

Seitens der Gemeinde Langenlehsten besteht die Möglich-
keit eine der wenigen Flächen, welche hinsichtlich der auf-
tretenden Immissionen für eine wohnbauliche Entwicklung 
zur Verfügung steht, entsprechend planungsrechtlich vorzu-
bereiten. 

31.12.2013 79 Wohnungen 

31.12.2014 79 Wohnungen 

31.12.2015 79 Wohnungen 

31.12.2016 79 Wohnungen 

31.12.2017 79 Wohnungen 

31.12.2018 79 Wohnungen 

31.12.2019 79 Wohnungen 

31.12.2020 79 Wohnungen 

31.12.2021 79 Wohnungen 

31.12.2022 79 Wohnungen  

  

 

Insbesondere für junge Familien, die 
sich ein Eigenheim in der Gemeinde er-
richten wollen, besteht hierfür bislang 
kein entsprechendes Angebot. Auch 
dies kann ein Grund dafür sein, dass das 
Durchschnittsalter der Gemeinde Lan-
genlehsten bei 46 Jahren liegt, da für 
junge Familien nicht die Möglichkeit be-
steht innerhalb der Gemeinde sesshaft 
zu werden. 

Die Gemeinde Langenlehsten verfolgt mit dem Selbstständigen Bebauungsplan Nr. 2 das Ziel der Schaf-
fung von Wohnraum für den örtlichen Bedarf, um u.a. jungen Familien die Möglichkeit zu bieten dau-
erhaft in der Gemeinde Langenlehsten zu bleiben. 

 

5.4 Flächennutzungsplan 

Die Gemeinde Langenlehsten verfügt über keinen Flächennutzungsplan. Die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 2 erfolgt als Selbständiger Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit 
einer umfassenden Standortwahl im Gemeindegebiet. Ein Flächennutzungsplan ist nach § 8 Abs. 2 
BauGB nicht erforderlich, wenn der Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwicklung der 
Gemeinde insgesamt zu ordnen.  

Die Gemeinde Langenlehsten verfügt über den Bebauungsplan Nr. 1 einschließlich der 1. Änderung als 
bestehende Bauleitplanung/ Baurecht. Gegenwärtig ist nur eine kleinräumige Entwicklungsabsicht, die 
sich auf den Geltungsbereich des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 beschränkt, beabsichtigt. 
Eine Aufstellung eines Flächennutzungsplanes, um die städtebauliche Entwicklung zu ordnen, wird 
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nicht notwendig. Des Weiteren schränkt das Vogelschutzgebiet die Siedlungsentwicklung der Ge-
meinde Langenlehsten ein und ist als Restriktion zu berücksichtigen. Die Aufstellung des Selbstständi-
gen Bebauungsplanes Nr. 2 dient lediglich der Ermöglichung von zusätzlichen Wohneinheiten angren-
zend an die vorhandene Siedlungsstruktur von Langenlehsten zur Deckung des örtlichen Bedarfs. Es 
sind keine weiteren Entwicklungen über diesen Rahmen hinaus geplant. Im Falle einer grundsätzlichen 
Veränderung der Siedlungsstruktur wird sich die Gemeinde mit der Notwendigkeit der umfassenden 
Steuerung der gemeindeinternen Bodennutzung auseinandersetzen.  

Der Selbstständige Bebauungsplan Nr. 2 entspricht der vorherrschenden Siedlungsstruktur von Lan-
genlehsten, die durch eine Bebauung, die hauptsächlich einreihig entlang der Dorfstraße liegt, geprägt 
ist (Angerdorf). Des Weiteren ist der Ausbau von Verkehrsflächen nicht Teil des Selbstständigen Be-
bauungsplanes Nr. 2. Die Dorfstraße ist als Erschließungsstraße bereits vorhanden.  

6 Standortwahl 
Die Gemeinde Langenlehsten stellt in der Nähe zum Unterzentrum Büchen einen attraktiven Wohn-
standort dar. Die sehr gute Anbindung an die überregionale Infrastruktur bietet den Bewohnern der 
Gemeinde Langenlehsten die Möglichkeit in der Gemeinde sesshaft zu bleiben, auch wenn sich der 
Beschäftigungsort in größerer Entfernung befindet.  

Hinsichtlich der innerhalb des Gemeindegebietes bestehenden Vielzahl von landwirtschaftlichen Be-
trieben unterliegt die künftige bauliche Entwicklung Beschränkungen aufgrund der auftretenden Ge-
ruchsimmissionen. Für den Siedlungsraum der Gemeinde Langenlehsten wurde in diesem Zusammen-
hang eine Immissionsschutz-Stellungnahme erstellt, welche der Begründung des Bebauungsplanes als 
Anlage beigefügt ist. 

Innenentwicklungspotenziale und Alternativstandorte 

Die Innenentwicklungspotenziale innerhalb des Gemeindegebietes Langenlehsten wurden definiert.  
Hierbei ist zwischen bestehenden Baulücken gem. § 34 BauGB und möglichen alternativen Entwick-
lungsflächen, die eine gemeindliche Bauleitplanung erfordern, zu unterscheiden.  
Ein großer Teil der Baulücken kann, aufgrund der innerhalb des Gemeindegebietes im großen Umfang 
bestehenden Einschränkungen durch landwirtschaftliche Geruchsemissionen (s. Immissionsschutz-
Stellungnahme), nicht für eine allgemeine Wohnraumentwicklung umgesetzt werden. Von 16 Baulü-
cken sind neun dem betriebsbezogenen Wohnen (landwirtschaftliche Betriebe) zuzuordnen. Auf an-
dere Baulücken – besonders im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 1 sowie der 1. Änderung - 
besteht aufgrund von Eigentumsverhältnissen kein Zugriff. Die Baulücken innerhalb der Geltungsbe-
reiche des Bebauungsplans Nr. 1 (rechtskräftig seit dem 20.06.1978) und der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 (rechtskräftig seit dem 07.04.2005) der Gemeinde Langenlehsten sind seit dem Zeit-
punkt der Rechtskraft unbebaut geblieben. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass auf diesen 
in nächster Zeit eine Wohnbebauung umgesetzt wird, welche für eine planmäßige Siedlungsentwick-
lung durch die Gemeinde Langenlehsten herangezogen werden kann. Dies begründet es, dass keine 
Berücksichtigung der offenen Baurechte innerhalb des Plangebietes des Bebauungsplanes Nr. 1 bzw. 
dessen 1. Änderung erfolgt. Die Fortschreibung des Landesentwicklungsplans (2021) sieht einen Ent-
wicklungsrahmen von acht Wohneinheiten für die Gemeinde Langenlehsten für den Planungszeitraum 
bis 2036 vor. Der Gemeinde Langenlehsten stehen aktuell drei Baulücken nach § 34 BauGB zur Verfü-
gung.  
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Eine wohnbauliche Entwicklung ist nur innerhalb der nachstehend rot dargestellten Flächen möglich, 
da nur in diesen Bereichen die Grenzwerte für Geruchsbelastungen für Allgemeine Wohngebiete ein-
gehalten werden bzw. der Rahmen von Zwischenwerten gegeben ist. 

Die vorliegende Immissionsschutz-Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
macht in Bezug auf die Möglichkeit der Überschreitung von Geruchsimmissionsgrenzwertüberschrei-
tungen die nachfolgenden Ausführungen (Seite 11): Nach den bisherigen Auslegungshinweisen der 
GIRL bzw. nach dem gemeinsamen Erlass des MLUR und des Innenministeriums sollen die Werte für 
Dorfgebiete und Häuser im Außenbereich in der Regel 15 % der Jahresstunden und für Wohngebiete 
10% der Jahresstunden betragen. In Einzelfällen sind Überschreitungen dieser Immissionswerte zuläs-
sig, wenn z.B. eine Situation durch gewachsene bzw. ortsübliche Strukturen vorliegt. Wenn ein Wohn-
gebiet an den Außenbereich angrenzt, ist in dem Grenzbereich die Festsetzung von Zwischenwerten 
(bei Wohngebieten bis 0,15 bzw. entsprechend 15% und bei Dorfgebieten bis 0,20 bzw. entsprechend 
20% zulässig. 

Die umfangreiche Standortalternativenprüfung der Gemeinde Langenlehsten macht deutlich, welchen 
Einfluss die bestehenden landwirtschaftlichen Betriebe auf die wohnbauliche Entwicklung haben. Die 
Fläche des Plangebietes des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 grenzt zudem unmittelbar an den 
Außenbereich, sodass eine Überschreitung der Immissionswerte sowie die Anwendung von Zwischen-
werten hinsichtlich der bestehenden Geruchsimmissionen begründbar und vertretbar ist. 
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   Abbildung 6: Auswertung der Immissionsschutz-Stellungnahme zur weiteren wohnbaulichen Entwicklung, Quelle: GSP 
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Für das verfolgte städtebauliche Entwicklungsziel der vorliegenden Planung sind die verbleibenden 
möglichen Baulücken nach § 34 BauGB nicht geeignet oder stehen nicht im erforderlichen Umfang zur 
Verfügung. Deshalb wurde zunächst eine Fläche am Wiesengrund, die innerhalb des EU-Vogelschutz-
gebietes „Langenlehsten“ (2530-421) liegt, für die Umsetzung des Entwicklungsziels der vorliegenden 
Bauleitplanung favorisiert. In diesem Zusammenhang wurde eine FFH-Vorprüfung der BBS-Umwelt 
GmbH durchgeführt, die prüfen sollte, ob Beeinträchtigungen des Vorhabens für die Erhaltungsziele 
des Schutzgebietes ausgeschlossen werden können. Es zeigte sich eine Beschneidung des Wirkberei-
ches des EU-Vogelschutzgebietes durch die Inanspruchnahme der Fläche am Wiesengrund und der 
indirekten Wirkung mit Zielen des Vogelschutzgebietes. Des Weiteren zeigten sich Konflikte in Bezug 
auf einzelne Arten als auch mit Maßnahmenflächen aus dem Managementplan, weshalb die Verträg-
lichkeit nicht nachgewiesen werden konnte. Für eine weitergehende Prüfung der Verträglichkeit wären 
bei Beibehalten der Fläche am Wiesengrund detailliertere Untersuchungen vor Ort erforderlich gewe-
sen. Da eine Inanspruchnahme der Flächen in Bezug auf die Maßnahmenziele des Managementplans 
voraussichtlich nicht unbedenklich gewesen wäre, wurde in der bezüglichen FFH-Vorprüfung der BBS-
Umwelt GmbH empfohlen, alternative Bauflächen mit einem geringeren Beeinträchtigungspotenzial 
zu prüfen. Aus diesem Grund wurde Abstand von der Inanspruchnahme der Fläche genommen.  

Es war nun im Rahmen der Standortdiskussion zu untersuchen, ob alternative Flächen in Langenlehs-
ten für eine Wohnbebauung zur Verfügung stehen. Die Abschichtung aller zu beurteilenden Flächen 
ergab folgendes Ergebnis: 

Im Rahmen der Standortdiskussion wurden in Langenlehsten insgesamt fünf Flächen nach ihrer Eig-
nung für eine wohnbauliche Entwicklung untersucht (s. Abbildung 6). 

Fläche 1: Zunächst favorisierte die Gemeinde Langenlehsten die Fläche östlich der Dorfstraße und 
nördlich der Straße Wiesengrund für die Umsetzung des Entwicklungsziels der vorliegenden Bauleit-
planung. Eine wohnbauliche Entwicklung der Ackerfläche ist aufgrund des vorhandenen EU-Vogel-
schutzgebietes „Langenlehsten“ (2530-421) schwer umsetzbar. Fläche 1 wird daher ausgeschlossen. 
Ansonsten bietet sich die Fläche aus stadtplanerischen Gründen (Umgebung Wohnnutzung) und einer 
vorhandenen Erschließung durch die Straße „Dorfstraße“ sowie Ver- und Entsorgungsleitungen an. Die 
Immissionswerte im Hinblick auf den Geruch werden für Wohnbaugebiete leicht überschritten. 

Abbildung 7: Fläche 1 östlich der Dorfstraße, nördlich der 

Straße Wiesengrund, Quelle: GSP  
Abbildung 8: Fläche 1 (rot markiert) östlich der Dorfstraße, 

nördlich der Straße Wiesengrund, Quelle: 

www.google.de/maps  
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Fläche 2: Die Fläche bietet sich aufgrund der Lage entlang der Dorfstraße als mögliche Erschließung, 
der umliegenden Wohnnutzung sowie als Lückenschluss innerhalb der bestehenden Siedlungsstruktur 
von Langenlehsten für eine wohnbauliche Entwicklung an. Zudem befindet sich die Fläche außerhalb 
des EU-Vogelschutzgebietes. Eine wohnbauliche Entwicklung der Ackerfläche ist aufgrund der beste-
henden Geruchsimmissionen (s. Immissionsschutz-Stellungnahme) nicht möglich. Fläche 2 wird daher 
ausgeschlossen.  

Abbildung 9: Fläche 2 östlich der Dorfstraße, südlich der 

Straße Wiesengrund, Quelle: GSP 
Abbildung 10: Fläche 2 (rot markiert) östlich der Dorf-

straße, südlich der Straße Wiesengrund, Quelle: 

www.google.de/maps  
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Plangebiet Selbstständiger Bebauungsplan Nr. 2 (Fläche 3): Die Ackerfläche kommt für eine wohn-
bauliche Entwicklung aufgrund der bestehenden Dorfstraße als Erschließung und der umliegenden 
Wohnbauflächen – die Fläche schließt im Süden an bereits vorhandene bebaute Wohnbauflächen an - 
in Betracht. Nach der Immissionsschutz-Stellungnahme ist eine wohnbauliche Entwicklung in diesem 
Bereich - trotz Überschreitungen der Immissionswerte im südwestlichen Geltungsbereich - möglich. 
Zudem befindet sich die Fläche außerhalb des EU-Vogelschutzgebietes. Positiv ist zudem, dass hier nur 
Ackerfläche in Anspruch genommen wird. 

Die Übertragung der Ergebniskarten der Immissionsschutz-Stellungnahme auf die Flurkarte des Sied-
lungsraumes (Begründung Seite 14 ff.) zeigt auf der geprüften Maßstabsebene, dass lediglich der west-
liche Teilbereich des Plangebietes entlang der Straßenverkehrsfläche von Werten mit > 15% Jahres-
stunden betroffen sind. Dieser Bereich ist im Zuge des Vorhabens für die Errichtung von Stellplätzen 
vorgesehen. Die künftigen bebaubaren Grundstücksflächen weisen einen großzügigen Abstand zu der 
öffentlichen Verkehrsfläche der Dorfstraße auf, sodass sich die künftige Wohnbebauung sowie die ent-
sprechenden Gartenflächen in östliche Richtung orientieren. 

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist zudem davon auszugehen, dass eine bauliche Entwicklung 
innerhalb Plangebietes aus nördlicher Richtung erfolgt, um so einen Anschluss an den Siedlungskörper 
der Gemeinde Langenlehsten vorzusehen. Die Ergebniskarte der Immissionsschutz-Stellungnahme 
stellt innerhalb des nördlichen Teilbereiches eine geringere Geruchsbelastung dar als auf den südwest-
lichen Grundstücksflächen. Im Zuge der Umsetzung der künftigen Wohneinheiten sind die Ergebnisse 
der Immissionsschutz-Stellungnahme zu berücksichtigen. 

Abbildung 11: Fläche 3 östlich der Dorfstraße, südlich der 

Hausnummer 14, Quelle: GSP  
Abbildung 12: Fläche 3 (rot markiert) östlich der Dorf-

straße, südlich der Hausnummer 14, Quelle: 

www.google.de/maps  
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Fläche 4: Die Fläche ist vergleichbar mit der Fläche 3. Die Umnutzung dieser Fläche würde jedoch 
eine Zersiedlung der Gemeindefläche bedeuten, so dass sie stadtplanerisch zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch ungünstig dasteht. Sie wäre lediglich als Entwicklungsschritt im Verbundstandort mit der 
Fläche 3 zu entwickeln. Fläche 4 wird daher für diese Planung gegenwärtig ausgeschlossen.  

Abbildung 13: Fläche 4 östlich der Dorfstraße, südlich der 

Hausnummer 14, Quelle: GSP  

Abbildung 14: Fläche 4 (rot markiert) östlich der Dorfstraße, 

südlich der Hausnummer 14, Quelle: www.google.de/maps  

 

Fläche 5: Diese Fläche ist vergleichbar mit den Flächen 3 und 4. Nach der Immissionsschutz-Stellung-
nahme werden die Immissionswerte eingehalten. Die Fläche ist jedoch ebenso wie Fläche 4, im Hin-
blick auf eine Zersiedelung für das aktuelle Entwicklungsziel nicht geeignet. Im Süden der Fläche 
schließt sie zwar an eine vorhandene Bebauung an, jedoch ist der Übergang aufgrund der räumlichen 
Ausdehnung der südlich vorhandenen Bebauung weniger geeignet im Vergleich zur Fläche 3. Und eig-
net sich – ebenso wie Fläche 4 - mehr als Entwicklungsschritt im Verbundstandort mit der Fläche 3 und 
4. Die Fläche 5 wird daher gegenwärtig ausgeschlossen.  

Abbildung 15: Fläche 5 östlich der Dorfstraße, südlich der 

Hausnummer 14, Quelle: GSP  
Abbildung 16: Fläche 5 (rot markiert) östlich der Dorfstraße, 

südlich der Hausnummer 14, Quelle: www.google.de/maps  

Die Abschichtung der Standortalternativenprüfung hat die fünf ermittelten Potenzialflächen nochmals 
unmittelbar gegenübergestellt. Die Prüfung zeigt, dass die Fläche 3 hinsichtlich ihrer Lage, Örtlichkeit 
und bestehenden Erschließungsform für eine wohnbauliche Entwicklung geeignet ist. Die Fläche eignet 
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sich auch aus naturschutzfachlicher Sicht, da nur Ackerfläche betroffen ist. Außerdem liegt die Fläche 
außerhalb des EU-Vogelschutzgebietes.  

Somit stellt der Selbstständige Bebauungsplan Nr. 2 gegenwärtig die beste Möglichkeit, um seitens der 
Gemeinde Langenlehsten die weitere Siedlungsentwicklung für ein Wohnraumangebot planungsrecht-
lich zu steuern. 

7 Festsetzungen des Selbstständigen Bebauungsplanes 
Sämtliche Festsetzungen des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten 
sind darauf ausgerichtet, dass sich die baulichen Anlagen des künftigen Allgemeinen Wohngebietes 
(WA) an die bestehende Umgebung anpassen und durch die geplante Entwicklung ein stimmiges Orts-
bild gewahrt wird. Insbesondere berücksichtigen die getroffenen Festsetzungen das unmittelbar nörd-
lich angrenzende Kulturdenkmal 51269 „Fachhallenhaus, um 1800, eingeschossiges Fachwerkhaus in 
Traufenstellung unter reetgedecktem Schopfwalmdach“. Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des 
Allgemeinen Wohngebietes (WA) bedürfen gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 3 DSchG einer denkmalrechtlichen 
Genehmigung (Veränderung der Umgebung eines unbeweglichen Kulturdenkmals), da die neu zu er-
richtenden Gebäude im Umgebungsschutzbereich des Kulturdenkmals liegen. 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 und § 4 BauNVO)  

In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen der Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anla-
gen für Verwaltung, Gartenbautriebe und Tankstellen nicht zulässig.  

Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö-
rende Handwerksbetriebe sind ausnahmsweise zulässig.  

Ein Allgemeines Wohngebiet (WA) dient vorwiegend dem Wohnen. Diese vorgenommenen Aus-
schlüsse sind notwendig, um dem städtebaulichen Ansatz eines Allgemeinen Wohngebietes (WA), das 
sich harmonisch in die direkte Umgebung einfügt, zu folgen. Die Bestandsbebauung im Nahbereich des 
Geltungsbereichs wird überwiegend wohnbaulich und landwirtschaftlich genutzt, sodass die v.g. aus-
geschlossenen Nutzungen als störend empfunden werden und damit zu Problemen führen könnten. 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen fügen sich aufgrund ihrer Verkaufsflächen sowie ihrer erforderli-
chen baulichen Gestalt nicht in die ländlich geprägte Siedlungsstruktur von Langenlehsten ein. Die der 
Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, nicht störende Hand-
werksbetriebe sind hinsichtlich ihrer Zulässigkeit eingeschränkt und unterliegen somit einer Einzelfall-
prüfung und gesonderten Zustimmung der Gemeinde Langenlehsten, um die potenzielle Entwicklung 
des Wohnraumes nicht zu beschränken. Die vorgenommenen Ausschlüsse und Einschränkungen sind 
notwendig, um das städtebauliche Ziel, Wohnraum zu schaffen, zu gewährleisten. Die Aufstellung des 
Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten unterliegt der Zielsetzung zur 
Entwicklung von Wohnnutzungen auf Flächen, welche sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
anschließen. Aus diesem Grund erfolgt ein vollständiger Ausschluss der gem. § 4 Abs. 3 BauGB aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen für die Fläche des Vorhabengebietes, welche hinsichtlich der um-
liegenden Nutzungen ggf. ohnehin zu potenziellen Nutzungskonflikten führen könnten. Die neben der 
allgemeinen Wohnnutzung gem. § 4 Abs. 2 BauNVO weitergehend zulässigen Nutzungen werden nicht 
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im vollen Umfang ausgeschlossen, da eine gewisse Form der Nutzungsdurchmischung für die Funkti-
onsfähigkeit eines Wohngebietes förderlich sein können. Grundsätzliche Zielsetzung der Gemeinde 
Langenlehsten ist im Rahmen der Aufstellung des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 die Entwick-
lung von zusätzlichem Wohnraum in der Gemeinde. Da sich die Fläche des Vorhabengebietes im Ei-
gentum der Gemeinde befindet, unterliegt die entsprechende Entwicklung einer entsprechenden Ei-
genverantwortung der Gemeinde Langenlehsten, sodass die primäre Zielsetzung der Wohnraumbe-
reitstellung trotz einer zulässigen Nutzungsdurchmischung gewährleistet ist. 

 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Durch die Begrenzung des Maßes der baulichen Nutzung passt sich die künftige Bebauung in das Orts-
bild ein, ohne dieses zu beeinträchtigen.  

7.2.1 Höhe der baulichen Anlagen, Zahl der Vollgeschosse 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO) 

Gebäudehöhe 

Die Begrenzung der maximalen Gebäudehöhe (GH) entspricht der höchsten Stelle des Gebäudedaches. 

In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) wird die maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) durch Höhenan-
gabe über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt. 

Eine bauliche Höhenüberschreitung der Firsthöhe des Kulturdenkmals Objektnummer 51269 ist unzu-
lässig. 

Die Wahl der Höhenfestsetzungen über Normalhöhennull (ü. NHN) wird gewählt, um zu gewährleisten, 
dass sich die geplanten Gebäude in ihrer Gebäudehöhe über Normalhöhennull (ü. NHN.), trotz der 
möglicherweise bewegten Topografie, an die bestehenden Wohngebäude anpassen. 

Die Festsetzung von unterschiedlichen Höhenbezugspunkten (HBP) ist nur schwer umsetzbar, da selbst 
eine geringfügige Verschiebung der jeweiligen Höhenbezugspunkte bereits deutlich andere Gebäude-
höhen ergeben können. Die maximale Höhenfestsetzung über Normalhöhennull (ü.NHN) lässt sich ein-
deutig nachvollziehen und einhalten. 

Durch die konkreten Definitionen der Höhenlagen für die baulichen Anlagen wird sichergestellt, dass 
sich die künftigen Gebäude in ihrer Gesamthöhe an die umgebende Bestandsbebauung anpassen und 
innerhalb des Quartiers ein stimmiges Siedlungsbild entsteht. Gleichzeitig ist sichergestellt, dass die 
künftigen baulichen Anlagen das nördlich bestehende Kulturdenkmal nicht überragen und dessen Er-
scheinungsbild in seiner Wirkung weiterhin bestehen bleibt. 

Durch die Höhenfestsetzung von 34,50m über NHN – entspricht einer realen Gebäudehöhe von ca. 
8,50m - in Verbindung mit einem [I] möglichen Vollgeschoss in dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) 
wird die Errichtung eines ausgebauten Dachgeschosses ermöglicht. Dies entspricht einem sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden und zugleich dem vorherrschenden Ortsbild. Die Möglichkeit der Er-
richtung eines Staffelgeschosses, welches 75% des darunterliegenden Geschosses überdeckt und so-
mit nicht als Vollgeschoss gewertet wird, ist durch die getroffenen Festsetzungen (verbindliche Dach-
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neigung, Höhenbegrenzung) bereits nahezu ausgeschlossen. Zusätzlich bedarf die bauliche Entwick-
lung innerhalb des Plangebietes gem. § 12 Abs. 1 Nr. 3 DSchG einer denkmalrechtlichen Genehmigung 
wodurch zusätzlich gewährleistet wird, dass sich die Gebäude an die Gestaltung des Ortsbildes und des 
Kulturdenkmales anschließen. Eine gesteigerte Nutzungsintensität der künftigen Bauflächen durch die 
Errichtung eines zweiten Vollgeschosses, um den Grundsatz des sparsamen Umganges mit Grund und 
Boden weitergehend zu berücksichtigen, ist im Zuge des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 auf-
grund des Umgebungsschutzbereiches des Kulturdenkmals 51269 nicht möglich. Vielmehr ist im Rah-
men der Planaufstellung eine Reduzierung der zulässigen Gebäudehöhe (GH) erfolgt, um sicherzuge-
hen, dass die künftigen Gebäude das nördlich des Plangebietes bestehende Kulturdenkmal nicht über-
ragen. Von einer Bebauung mit bislang nicht im Ortsbild verankerten Staffelgeschossen ist innerhalb 
des Plangebietes somit nicht auszugehen.  

Oberkante Fertigfußboden 

Die Oberkante Fertigfußboden (OKFF) der Gebäude innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) ist 
mindestens 20 cm über der mittleren Höhe des Fahrbahnrandes vorzusehen. Maßgeblich ist die Höhe 
des Fahrbahnrandes über die gesamte Grundstücksbreite parallel zur Straßenbegrenzungslinie der 
Dorfstraße. 

Ergänzend zu der Begrenzung einer maximalen Gebäudehöhe innerhalb des Allgemeinen Wohngebie-
tes erfolgt die Festsetzung der Höhenlage der Oberkante Fertigfußboden. Durch die Bezugnahme der 
Oberkante des Fertigfußbodens oberhalb der Dorfstraße wird die Entwicklung eines stimmigen Orts-
bildes innerhalb des Plangebietes gewährleistet. Zudem wird durch die Höhe der Oberkante des Fer-
tigfußbodens 20cm oberhalb des Fahrbahnrandes sichergestellt, so dass die künftigen Gebäude nicht 
durch mögliches Oberflächenwasser - auch bei einer möglichen Anstauung auf den Straßenverkehrs-
flächen - negativ beeinträchtigt werden. 

7.2.2 Grundflächenzahl 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO) 

In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,25 festgesetzt. Diese 
Beschränkung wird vorgenommen, um ein einheitliches und dem Ortsbild angepasstes, stimmiges 
Siedlungsbild zwischen dem neuen Wohngebiet und der bereits bestehenden Bebauung entlang der 
Dorfstraße zu schaffen. 

Mit Grund und Boden soll nach § 1a Absatz 2 BauGB sparsam und schonend umgegangen werden; 
dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Hinsichtlich der stark ländlich 
geprägten Lage der Gemeinde Langenlehsten sowie einem entsprechenden Ortsbild umfassen die 
Festsetzungen des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten eine Mindest-
grundstücksgröße von 600 m² je Wohnung (vgl. 7.5). Die Gemeinde Langenlehsten hat sich in Bezug 
auf einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden mit dem zulässigen Grad der Versiegelung inner-
halb des Plangebietes auseinandergesetzt und aus diesem Grund die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) 
deutlich unterhalb des gemäß § 17 BauNVO bestehenden Orientierungswertes für die Obergrenze für 
die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung festgesetzt. Für Allgemeine Wohngebiete (WA) 
liegt der entsprechende Orientierungswert gem. § 17 BauNVO bei 0,4 und ermöglicht somit eine deut-
lich stärkere bauliche Inanspruchnahme der künftigen Grundstücksflächen. Der festgesetzte Grad der 
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Versiegelung mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,25 entspricht zudem in etwa dem Grad der zu-
lässigen Versiegelung im Umfeld des Plangebietes und fügt sich somit in das prägende Ortsbild der 
Gemeinde Langenlehsten ein. Durch die einheitliche Wahl der zulässigen Grundflächenzahl wird ein 
stimmiges Ortsbild zwischen der bereits bestehenden Wohnbebauung sowie den künftigen Grundstü-
cken geschaffen.  

Zudem hat die Gemeinde Langenlehsten im Zuge der geplanten baulichen Entwicklung von der Zuläs-
sigkeit einer weitergehenden Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 19 Abs. 
4 Satz 3 BauNVO abgesehen. Eine entsprechende Festsetzung nach der durch die verbindlich zu errich-
tenden Stellplätze sowie weitergehende Nebenanlagen eine Gesamtgrundflächenzahl von 0,45 vorge-
sehen werden darf, wurde im Zuge des Verfahrens nicht weitergehend aufgenommen. Die betreffende 
Festsetzung wurde im Nachgang des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 
1 BauGB aus den textlichen Festsetzungen entnommen, sodass eine reguläre Überschreitung der fest-
gesetzten Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO bis zu einer Gesamtgrundflächen-
zahl von 0,375 zulässig ist. 

 

7.3 Stellplatzflächen und Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 12 Abs. 6, § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)  

Überdachte Stellplätze und Garagen sind ausschließlich in der für Stellplätze und Garagen umgrenzten 
Fläche sowie innerhalb des Baufensters zulässig. Nicht überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der 
für Stellplätze und Garagen umgrenzten Fläche und des Baufensters zulässig.  

Die Zulässigkeit der Errichtung von überdachten Stellplätzen (sog. Carports) und Garagen ist im Zuge 
des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 örtlich begrenzt. Eine Errichtung ist ausschließlich straßen-
seitig sowie innerhalb der festgesetzten Baufenster als auch zwischen diesen vorgesehen. Die nördli-
che Teilfläche des Plangebietes wird bewusst von einer entsprechenden Bebauung freigehalten, um 
eine visuelle Beeinträchtigung des nördlich angrenzenden Kulturdenkmals auszuschließen. 

Durch die Freihaltung der östlich der Baufenster liegenden Bereiche von überdachten Stellplätzen und 
Garagen wird das Allgemeine Wohngebiet (WA) klar in überbaubare Grundstücksflächen und Garten-
flächen gegliedert. Nicht überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der Umgrenzung von Flächen für 
Stellplätze und Garagen sowie des Baufensters zulässig. Größere bauliche Anlagen wie Garagen und 
überdachte Stellplätze (sog. Carports) werden aus den nicht überbaubaren Flächen östlich des Bau-
fensters herausgehalten. Die nicht überbaubaren Flächen werden somit der privaten Gartennutzung 
zugeführt. Durch die Festsetzung entsteht ein Übergang zur offenen Landschaft im Osten. Zugleich 
dient sie zum Schutz des im Osten liegenden Vogelschutzgebietes. Durch die Lage der überdachten 
Stellplätze und Garagen innerhalb der vorgesehenen Bereiche werden längere Zufahrten – mit Längen 
von über 20m - zum östlichen Bereich des Plangebietes vermieden, sodass der Grad der Versiegelung 
minimiert wird. 
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7.4 Bauweise, Baugrenze 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 + 23 BauNVO) 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) erfolgt die Festsetzung einzelner Baufenster, um durch 
die so sichergestellte kleinteiligere Bebauung ein geordnetes und locker bebautes Siedlungsbild inner-
halb des Plangebietes zu schaffen. Die Zulässigkeit der Bauweise wird auf Einzelhäuser [E] in offener 
Bauweise [o] beschränkt, wodurch sich die künftigen Gebäude an das vorherrschenden Siedlungsbildes 
der Gemeinde Langenlehsten anpassen. 

Die festgesetzten Baufenster weisen, entsprechend dem vorherrschenden Ortsbild, einen Abstand von 
mindestens 9m zur bestehenden Straßenverkehrsfläche auf. Zur privaten Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung „Abschirmgrün“ hält das Baufenster einen Abstand von 3m in Richtung Süden und 10m 
in Richtung Osten. Dies sichert einen ausreichenden Entwicklungsraum sowie Schutz für die anzupflan-
zenden Gehölzbestände. In Richtung Norden zur Fläche für die Landwirtschaft hält das Baufenster ei-
nen Abstand von 3m. Die Abstände entsprechen dem vorherrschenden Ortsbild. 

7.5 Mindestgrundstücksgröße und höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 und 6 BauGB) 

Für das Allgemeine Wohngebiet (WA) werden Grundstücksgrößen von mindestens 600 m² je Wohnung 
festgesetzt. Je Einzelhaus [E] sind max. zwei (2) Wohnungen zulässig. 

Die Gemeinde Langenlehsten ist eine stark ländlich geprägte Gemeinde. Die Bestandsgrundstücke in-
nerhalb der Gemeinde umfassen entsprechende Grundstücksgrößen, was das Ortsbild nachhaltig 
prägt. Das geplante Wohngebiet des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Langen-
lehsten liegt am südlichen Rand - des nördlichen Siedlungskörpers - im Übergang zur freien Landschaft.  

Um den dörflichen Charakter der Gemeinde Langenlehsten sowie die besondere Lage zu stärken, wer-
den für die geplanten Grundstücke innerhalb des Baugebietes Mindestgrundstücksgrößen festgesetzt. 
Die Gemeinde Langenlehsten sieht im Zuge der Planung des selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 
mit einer Mindestgrundstücksgröße von 600 m² für das Ortsbild angemessene Grundstücksgrößen vor. 
Insbesondere da die Entwicklung unmittelbar entlang der Dorfstraße erfolgt und somit für das Stra-
ßenbild prägend sein wird. Durch die einzuhaltenden Grundstücksgrößen, in Verbindung mit der Be-
grenzung der zu bebauenden Fläche sowie der Festsetzung von Einzelhäusern, wird eine offene und 
lockere Struktur des künftigen Wohngebietes gewahrt. Gleichzeitig ist durch die Festsetzung einer ma-
ximal zulässigen Zahl der Wohneinheiten je Einzelhaus gewährleistet, dass der landesplanerische Ent-
wicklungsrahmen der Gemeinde nicht überschritten wird. Hinsichtlich der ländlichen Lage der Ge-
meinde Langenlehsten besteht seitens der künftigen Bauherren oftmals das Interesse, Grundstücke 
oberhalb der Mindestgrundstücksgröße zu erwerben. Auf die Festsetzung einer Obergrenze für Grund-
stücksgrößen wird dennoch verzichtet, um den dörflichen Charakter der Gemeinde Langenlehsten zu 
wahren. Da sich die Flächen des Vorhabengebietes im Eigentum der Gemeinde Langenlehsten befin-
den, obliegt der Gemeinde eine entsprechende Steuerungsfunktion und Sicherung einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung in einer ortsangemessenen Charakteristik zu Gunsten des ermittelten örtlichen 
Wohnraumbedarfes. Hierbei soll den verschiedenen Anforderungen der einzelnen Bauherren nachge-
kommen werden.  

 



Begründung zum Selbstständigen Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten 

 

 
25 

 Gosch & Priewe Ingenieurgesellschaft mbH • 23843 Bad Oldesloe 

 

 

Durch die Festsetzung einer Obergrenze der Grundstücksfläche würde eine entsprechende Einschrän-
kung für das künftige Wohngebiet aufgenommen werden.  

7.6 Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Straßenverkehrsflächen 

Die Dorfstraße (K28) wird entsprechend ihres Bestandes als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Die Er-
schließung der privaten Baugrundstücke erfolgt über die gesamte Länge des Plangebietes über die 
Straßenverkehrsfläche. 

Das beplante Gebiet grenzt innerhalb der Ortsdurchfahrt an die Kreisstraße 28. 

 

7.7 Fläche für die Landwirtschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB) 

Am nördlichen Rand des Allgemeinen Wohngebietes wird eine Fläche für die Landwirtschaft festge-
setzt. Diese Fläche dient einer Zuwegung zu den im Osten angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen 
und gewährleistet die Nutzung und Bewirtschaftung durch die Landwirtschaft.  

 

7.8 Grünordnerische Festsetzung 

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Außerhalb von Terrassen, Wegen, Stellplätzen, Zufahrten und Traufkanten dürfen Schotter-, Kies- oder 
Splittflächen nicht angelegt werden. 

Nicht überdachte Stellplätze, Zuwegungen, Terrassen und Traufkanten auf Privatgrundstücken sind aus 
offenfugigen, wasser- und luftdurchlässigen Belägen (Pflaster mit mind. 20% Fugenanteil, Sickerpflas-
ter, Rasenpflaster, Schotterrasen) mit wasser- und luftdurchlässigen Tragschichten herzustellen. 

In dem Allgemeinen Wohngebiet (WA) ist das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswas-
ser zur Versickerung zu bringen. 

Die festgesetzte Maßnahmenfläche ist zur Abschirmung als dreireihige durchgängige Bepflanzung mit 
standortheimischen Gehölzarten zu entwickeln (mind. 20% Anteil Bäume 1. und 2. Ordnung). Die Fläche 
ist zu den privaten Baugrundstücken durch einen festen Zaun abzugrenzen. Die Pflege erfolgt gemäß 
den Bestimmungen zum Knickschutz. 

Pflanzliste zu Ziff. 5.4: 

Acer campestre (Feldahorn),  

Betula pendula (Birke),  

Crataegus laevigata (Weißdorn),  

Cornus mas (Kornelkirsche),  
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Corylus avellana (Hasel),  

Malus sylvestris (Wildapfel),  

Prunus insititia (Kretel),  

Sorbus aucuparia (Vogelbeere),  

zusätzlich als Unterpflanzung Heidelbeere (Vaccinium myrtillus) und Besenheide (Calluna vulgaris). 

 

Auf der festgesetzten Maßnahmenfläche "Ausgleichsfläche" ist die Entwicklung einer blütenreichen ru-
deralen Grasflur vorzusehen und dauerhaft zu unterhalten. Die Offenhaltung der Fläche erfolgt durch 
jährliche Mahd ab Ende Juli, das Mähgut ist abzutransportieren. Die Flächenvorbereitung erfolgt ge-
mäß den Vorgaben zum Umweltbericht. 

Schotter, Kies- oder Splittflächen sind bodenrechtlich relevant, da sie sich erheblich auf die Bodenflora 
und -fauna auswirken und Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege berühren. 

Humose Oberböden sind als Lebensraum für Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen wichtige Bestand-
teile des Naturhaushalts und bilden mit ihren natürlichen Funktionen eigene Ökosysteme, wobei sie 
gleichzeitig grundlegende Leistungen für weitere Ökosysteme erbringen. Bei einem Ersatz von humo-
sen Oberböden durch Schotter-, Kies- oder Splittflächen können diese Funktionen nicht mehr in einem 
vergleichbaren Umfang erbracht werden.  

Pflanzen können aufgrund des Vlieses und der Schotterflächen kaum bis gar nicht wachsen, sodass 
besagte Flächen in Bezug auf ihre Biodiversität meist arten- und individuenarm sind. Schotter-, Kies- 
oder Splittflächen stellen einen Lebensraumverlust für Insekten dar, die wiederum eine Nahrungsbasis 
für Amphibien, Reptilien, Vögel und Kleinsäuger sind. 

Bezüglich des Klimaaspektes kommt hinzu, dass Schotter-, Kies- oder Splittflächen im Sommer eher zu 
einer zusätzlichen Erwärmung beitragen, statt temperaturausgleichend zu wirken. Zudem entspricht 
eine gärtnerische Gestaltung dem vorherrschenden Ortsbild. 

Die Festsetzungen über die Herstellung der Pflaster von unbedachten Stellplätzen im gesamten Plan-
gebiet und über die Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers innerhalb der Baugrundstücke 
dienen dem Schutz des Boden- und Wasserhaushaltes und der Rückhaltung von Niederschlagswasser 
innerhalb des Plangebietes. Eine Regenwassernutzung (Zisterne) beispielsweise zur Gartenbewässe-
rung hat zusätzlich positive Effekte auf den Schutz des Grundwassers. 

Zur Einbindung der neuen Bebauung in den angrenzenden Landschaftraum werden Festsetzungen zur 
Anpflanzung standortgerechter und heimischer Gehölze entlang des östlichen und südlichen Plange-
bietsrands getroffen. Diese Vorgabe gibt eine Mindestanforderung für eine Begrünung des neuen Orts-
randes an und ergänzt die zu erwartende gärtnerische Gestaltung der Grundstücke. Des Weiteren 
dient das am östlichen Plangebietsrand gelegene Abschirmgrün zum Schutz vor Beeinträchtigungen 
des im Osten angrenzenden EU-Vogelschutzgebiets. Zum Schutz der Anpflanzungen ist zu den Bau-
grundstücken ein fester Zaun herzustellen (vgl. Kapitel 9.2).  

Die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen sind als Teilgebiet 2 in den Geltungsbereich des selbst-
ständigen Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten aufgenommen, um diese dauerhaft ab-
zusichern. 
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Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und Bindung für Bepflanzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 

Je Baugrundstück ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum oder Obstbaum als Hochstamm mit 
einem Stammumfang von mindestens 12cm zu pflanzen. Es sind ortstypische und standortheimische 
Bäume zu verwenden. 

Die festgesetzte Anpflanzfläche ist als mind. 1,5 m breite sowie 1,5 m hohe Heckenanpflanzung aus 
heimischen Laubgehölzen vorzusehen. Es sind mindestens 3 Pflanzen pro laufenden Meter zu setzen. 

Pflanzliste zu Ziff. 6.3:  

Carpinus betulus (Hainbuche),  

Fagus sylvatica (Rotbuche),  

Ligustrum vulgare (Liguster),  

Acer campestre (Feldahorn),  

Crataegus laevigata (Weißdorn) 

Alle anzupflanzenden Vegetationselemente sind auf Dauer zu erhalten. Abgänge sind in gleicher Art 
und Qualität zu ersetzen. 

Mindestens 10% der Grundstücksfläche sind als gärtnerisch gestaltete Fläche anzulegen, zulässig sind 
Rasen- oder Beetflächen bzw. Gehölzanpflanzungen. Die Festsetzung unter 6.1 kann integriert werden. 
Versiegelungen jedweder Art (Terrasse, Stellplätze, Gartenhäuser etc.) sind auf diesen Flächen nicht 
zulässig. Die Fläche kann in mehrere Teilflächen untergliedert werden. 

Die Festsetzungen zum Anpflanzen von Laubbaumen bzw. Obstbäumen (sogenannten Hausbäumen) 
stellen neben der üblichen privaten Gartengestaltung sicher, dass auch größere Gehölzpflanzungen 
auf den privaten Baugrundstücken erfolgen. Dieses fördert die Durchgrünung des Plangebietes. 

Die Verwendung standortgerechter und heimischer Gehölze für Anpflanzungen wird festgesetzt, damit 
sich Anpflanzungen mit geringem Pflegeaufwand optimal entwickeln und Nahrungsgrundlage sowie 
Lebensräume für die heimische Tierwelt bieten. 

Vorgaben zum entsprechenden Stammumfang bei Jungbäumen stellen bereits in kurzer Zeit die Ent-
wicklung ökologisch und visuell wirksamer Freiraumstrukturen für eine attraktive Begrünung von Bau-
gebieten sicher.  

Die zusätzliche verortete Heckenanpflanzung entlang der nördlichen Wohnbauflächengrenze stellt 
eine klare Abgrenzung zu der landwirtschaftlichen Zufahrt innerhalb des Plangebietes dar und führt 
gleichzeitig zu einer Rücknahme des optischen Erscheinungsbildes gegenüber dem nördlichen angren-
zenden Kulturdenkmal. 

7.9 Kompensationsnachweis 

Der erforderliche Kompensationsbedarf der Eingriffsregelung und des Artenschutzes wurde mit einem 
Umfang von 589 m² Fläche ermittelt. Er wird über eine externe Kompensationsmaßnahme auf dem 
Flurstück 124/1, Flur 6, Gemarkung Langenlehsten nachgewiesen. 
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7.10 Örtliche Bauvorschriften 
(§ 86 LBO) 

Die für das Plangebiet getroffenen örtlichen Bauvorschriften sind darauf ausgerichtet, dass sich die 
künftige bauliche Entwicklung in das Ortsbild der Gemeinde Langenlehsten einfügt und insbesondere 
das Erscheinungsbild des nördlich angrenzenden Kulturdenkmals nicht beeinträchtigen. 

Fassaden 
Als Fassadenmaterial für die Hauptgebäude sind ausschließlich Sichtmauerwerk in den Farben rot der 
rotbraun sowie Fassaden aus Holz oder Holzoptik zulässig. Holz oder Holzoptik mit einem gelblich-
bräunlichen Farbton sind unzulässig. Ein silbergrauer Farbton der entsteht, wenn Holz natürlich der 
Sonne ausgesetzt ist und vergraut, ist zulässig. Holzblockbohlenhäuser sowie glänzende oder stark re-
flektierende Materialien sind im gesamten Geltungsbereich unzulässig. 
 
Für die Fassadengestaltung werden Festsetzungen getroffen, um die Gestaltung des Allgemeinen 
Wohngebietes optisch an die Wohnbebauung der Dorfstraße anzupassen. Durch die Eingrenzung der 
Fassadenmaterialien ist trotz einer gewissen Gestaltungsfreiheit für die Bauherren ein harmonisches 
Erscheinungsbild des Allgemeinen Wohngebietes gewährleistet. Durch die Vorgabe einheitlicher Ma-
terialien und eine strukturierte Verwendung fügt sich die geplante Wohnbebauung an die Bestands-
bebauung an. Durch die Festsetzung entsteht ein einheitliches und geordnetes Siedlungsbild. 

Holzblockbohlenhäuser sind im gesamten Geltungsbereich unzulässig, da sie durch ihre besondere Ge-
staltung eine Fremdkörperwirkung innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets besitzen würden und sich 
nicht an die angrenzende Wohnbebauung anpassen würden.  

Dacheindeckungen und Dachneigungen 
Für das Hauptgebäude sind nur Satteldächer mit Dachneigungen von 35° bis 45° zulässig. Die Dachein-
deckungen der Hauptgebäude sind nur in den Farben rot, rotbraun, grau oder anthrazit sowie Gründä-
chern mit lebenden Pflanzen zulässig. Engobierte oder glasierte Dacheindeckungsmaterialien sind un-
zulässig. 
Für die Dacheindeckungen der überdachten Stellplätze (Carports), Garagen, Nebenanlagen sowie 
Wintergärten und Terrassenüberdachungen sind auch andere Dacheindeckungsmaterialien zulässig, 
sofern diese nicht glänzend oder stark reflektierend sind. Anlagen zur Nutzung von Solaranlagen (Pho-
tovoltaik / Solarthermie) sind denkmalrechtlich genehmigungspflichtig. 
 

Besonderer Wert wird auf die Gestaltung der Dachflächen gelegt, da diese insbesondere in der Fern-
wirkung immer ortsbildprägend bleiben werden. Eine einheitliche bzw. geordnete Dacheindeckung 
und Dachneigung wird daher zugunsten eines ruhigen Siedlungsbildes vorgegeben. Die Festsetzung 
bezüglich der Satteldächer mit Dachneigungen von 35° bis 45° orientiert sich an der Bestandsbebauung 
der Siedlungsstruktur von Langenlehsten. Hochglänzende Dachziegel haben eine reflektierende und 
somit störende Wirkung auf die umgebende Bebauung und durch ihre Fernwirkung auf das Gesamtbild 
des Ortes. Für die Dacheindeckungen sind im Hinblick auf den ökologischen Gedanken zusätzlich zu 
den nicht hochglänzenden Dacheindeckungsmaterialien auch Gründächer zulässig. Diese führen zu ei-
ner Minderung der Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft durch die Planung. Durch die Fest-
setzung werden die Verdunstung und die Rückhaltung von anfallendem Niederschlagswasser im Plan-
gebiet vergrößert. Zudem gehen mit der Dachbegrünung positive klimaökologische Effekte einher, wie 
die Reduzierung von Luftschadstoffen und die Dämpfung der Wärmedämmung.  
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Solarthermie- und Photovoltaikanlagen werden im Hinblick auf die Nachhaltigkeit und zukunftsorien-
tierte Energiegewinnung zugelassen. Durch die örtliche Bauvorschrift über die Dacheindeckungen und 
Dachneigungen wird den künftigen Bauherren Flexibilität in der Gestaltung ihrer baulichen Anlagen 
unter Wahrung eines geordneten Bildes des gesamten Wohngebietes zugestanden. 

Stellplätze 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes (WA) sind je Wohneinheit zwei (2) Stellplätze herzustellen. 

Auf diese Weise wird ein übermäßiges Parken im Straßenraum verhindert, sodass dieser zugunsten 
der Verkehrssicherheit übersichtlich bleibt. Außerdem wird so sichergestellt, dass der öffentliche 
Raum nicht mehr als nötig durch ruhenden Verkehr beansprucht wird und somit für vielfältige Nutzun-
gen offenbleibt. Die Landesbauordnung Schleswig-Holstein ermöglicht auf Grundlage § 49 Abs. 1 S. 3 
den Nachweis der erforderlichen privaten Stellplätze außerhalb des eigenen Baugrundstückes zu er-
bringen. Die notwendigen Stellplätze und Garagen sowie Abstellanlagen für Fahrräder sind auf dem 
Baugrundstück oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstück herzustellen, 
dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert wird. 

Die entsprechende Ausführung hat zugunsten des Wasserhaushaltes innerhalb des Plangebietes in 
wasserdurchlässiger Ausführung zu erfolgen (vgl. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft). 

 

Einfriedungen 

Die Grundstücke sind straßenseitig mit lebenden Hecken einzufrieden. Die Hecken müssen dauerhaft 
eine Höhe von 1,0 m bis maximal 1,50 m aufweisen. Vor den Hecken sind grundstücksseitig (Zaun, 
Hecke, Straße) weitere Einfriedungen zulässig, sofern diese die Höhe der Hecke nicht überschreiten. 
Die Bereiche der Grundstückszufahrten, -zugänge und Stellplätze sind von dieser Regelung ausgenom-
men.  

Die Grundstücksflächen sind gegenüber dem öffentlichen Straßenraum einzufrieden, um ein geordne-
tes und stimmiges Siedlungsbild in der Gemeinde Langenlehsten zu wahren. 

Zufahrten zu öffentlichen Straßen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs nicht gefährdet werden. Es ist sicherzustellen, dass Anfahrsichten auf den Kraft-
fahrzeugverkehr auf der Kreisstraße gegeben sind. Hierzu müssen Sichtfelder in einer Höhe zw. 0,80 m 
und 2,50m freigehalten werden. Der Kraftfahrzeugverkehr muss dabei in einer Entfernung von 70 m 
zu erkennen sein. Dieses ist besonders bei der Anlegung von Einfriedungen zu beachten. 

8 Verkehrserschließung 

8.1 Individualverkehr 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die vorhandene “Dorfstraße” im Westen des Allgemei-
nen Wohngebietes (WA). Die Baugrundstücke können direkt von der Dorfstraße aus erschlossen wer-
den, der Bau von neuen Erschließungsanlagen ist nicht erforderlich.  
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8.2 ÖPNV-Anbindung 

Die Fläche des Plangebietes befindet sich in fußläufiger Erreichbarkeit - weniger als 100 m zur Bushal-
testelle „Langenlehsten, Zollhof“, die im Norden des Plangebietes an der Dorfstraße liegt. 

 

9 Umweltbelange 

9.1 Immissionen 
Zur Bewertung der Situation - in Hinblick auf mögliche Geruchsbelastungen durch angrenzende land-
wirtschaftliche Betriebe - in der durch die Landwirtschaft geprägten Gemeinde Langenlehsten (neun 
landwirtschaftliche Tierhaltungen) wurde im Vorfeld des Verfahrens eine Immissionsschutz-Stellung-
nahme erstellt. Diese diente zur Eingrenzung von Flächen, für die eine wohnbauliche Entwicklung in 
Hinblick auf immissionsrechtliche Belange in Frage kommen. Mit der Erstellung dieser Untersuchung 
wurde die Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, das Lehr- und Versuchszentrum Futterkamp, 
beauftragt. Das vollständige Gutachten liegt der Begründung als Anlage bei. 

Auszug aus der Immissionsschutz-Stellungnahme: 

Die Gemeinde Langenlehsten fragt eine Stellungnahme für Geruch für den Bereich der Gemeinde nach. 
Im Rahmen einer Immissionsschutzstellungnahme soll ermittelt werden, wo Bereiche mit Wohnbauent-
wicklung überplant werden können, bzw. mit den Vorgaben des Immissionsschutzes in Einklang zu brin-
gen sind. Hierfür sind die umliegenden Tierhaltungen mit den dazugehörigen Anlageanteilen zu berück-
sichtigen. Das Dorf Langenlehsten ist seit je her mit landwirtschaftlichen Betrieben besiedelt gewesen. 
Während sich auf einigen Betriebsstätten sich die Tierhaltung jedoch verdichtet hat, ist auf anderen 
Betriebsstätten die Tierhaltung inzwischen verringert oder aufgegeben worden.  

Die Immissionsschutzstellungnahme untersucht die zu erwartende Geruchssituation von den umliegen-
den landwirtschaftlichen Tierhaltungen (1, S. 1, Immissionsschutz-Stellungnahme).  

[...] 

In dem vorliegenden Fall ist die Immissionssituation gemäß dem gemeinsamen Erlass des MLUR und 
des Innenministeriums vom 04.09.2009 (V 61-570.490.101/IV 64-573.1) in Schleswig-Holstein über eine 
Ausbreitungsrechnung nach der GIRL beurteilt worden. Somit sind nachfolgend für das geplante Vor-
haben in einer Ausbreitungsrechnung mit dem Programmsystem AUSTAL 2000 die Geruchsimmissions-
häufigkeiten ermittelt worden, die nach den bisherigen Auslegungshinweisen der GIRL für Dorfgebiete 
in der Regel 15 % des Jahresstunden und für Wohngebiete 10 % der Jahresstunden nicht überschreiten 
sollen. Wenn ein Wohngebiet oder ein Dorfgebiet an den Außenbereich angrenzt, ist in dem Grenzbe-
reich die Festsetzung von Zwischenwerten (bei Wohngebieten bis 0,15 bzw. entsprechend 15 % und bei 
Dorfgebieten bis 0,20 bzw. 20 %) zulässig (nach VDI 3849 Blatt 2 S. 38). 

In Einzelfällen sind Überschreitungen dieser Immissionswerte zulässig, wenn z.B. eine Vorbelastung 
durch gewachsene bzw. ortsübliche Strukturen vorliegt [...] (5, S. 3, Immissionsschutz-Stellungnahme).   
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Abbildung 17: Auszug aus der Immissionsschutz-Stellungnahme, Quelle: 
Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein Lehr- und Versuchszentrum 
Futterkamp 

In den untersuchten Bereichen der Er-
gebnisgrafiken 3 [...] werden die Im-
missionswerte für ein Wohngebiet 
überall sehr deutlich eingehalten. Hier 
bestehen gegenüber einer Ausweisung 
eines Wohngebietes nach der GIRL 
ebenfalls keine Bedenken (8, S. 13, Im-
missionsschutz-Stellungnahme). 

Der Geltungsbereich liegt in einem Bereich (vgl. rotes Rechteck in der Abbildung 17), in dem nach der 
Immissionsschutz-Stellungnahme die Immissionswerte für Wohngebiete eingehalten werden. Ledig-
lich in einem kleinen Bereich im südwestlichen Plangebiet – im Bereich um die Dorfstraße – werden 
die Immissionswerte im Bereich zwischen 15,0 bis 20,0 überschritten. Der betroffene Bereich des All-
gemeinen Wohngebietes ist im Flächenumfang gering und beschränkt sich auf den Vorgartenbereich 
sowie anteilig auf den Bereich des Baufensters.  

Entsprechend den Ausführungen der Immissionsschutz-Stellungnahme können die für Wohngebiete 
geltenden Immissionswerte im Einzelfall – z.B. bei Vorbelastungen durch gewachsene bzw. ortsübliche 
Strukturen - überschritten werden. Die auftretenden Geruchsimmissionen ergeben sich aus den ge-
wachsenen Strukturen innerhalb der Gemeinde Langenlehsten. Die Gemeinde ist durch die neun land-
wirtschaftlichen Betriebe mit Tierhaltung innerhalb des Siedlungsraumes stark geprägt und somit 
durch entsprechende Emissionen vorbelastet. Die Möglichkeiten der gemeindlichen Siedlungsentwick-
lung ohne die Inanspruchnahme geringfügiger Grenzwertüberschreitungen stellt sich für die Gemeinde 
Langenlehsten stark eingeschränkt dar. Aus diesem Grund hat sich die Gemeinde für die geplante Ent-
wicklung des Bebauungsplanes Nr. 2 entschieden und sieht die geringfügigen Überschreitungen ent-
lang der straßenseitigen Bereiche als vertretbar an. Die Außenwohnbereiche im rückwärtigen Teil der 
Grundstücksflächen sind von den v.g. Überschreitungen ausgenommen. Eine Einhaltung der für Wohn-
bauflächen geltenden Grenzwerte unter der Anwendung von Zwischenwerten auf der Maßstabsebene 
der dargestellten Ergebnisgrafiken somit - bis auf den Vorgartenbereich und einen sehr geringen Flä-
chenanteile im südwestlichen Baufenster - im Zuge der geplanten Siedlungsentwicklung gewährleistet.  
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10 Ver- und Entsorgung 
Die Ver- und Entsorgungsanlagen sind im Bereich des Plangebietes zum Teil vorhanden. Fehlende oder 
unzureichende Ver- und Entsorgungsanlagen werden neu hergestellt oder gemäß den Anforderungen 
ausgebaut. 

Wasserversorgung 
Die Trink- und Brauchwasserversorgung erfolgt durch das Wasserwerk der Vereinigten Stadtwerke in 
Mölln.  

Löschwasserversorgung 
Gemäß § 2 des Brandschutzgesetzes hat die Gemeinde in dem Gebiet für eine ausreichende Löschwas-
serversorgung zu sorgen. Als Arbeitshilfe zur Bereitstellung und Bemessung des Löschwasserbedarfs 
dienen die DVWG (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches) Arbeitsblätter W 405, W 331, und W 
400. Aus Sicht der Brandschutzdienststelle wird eine Löschwassermenge von mindestens 48 cbm/h für 
eine Löschdauer von 2 Stunden für erforderlich gehalten. 

Sind in dem Gebiet weiche Bedachungen oder nicht mindestens feuerhemmende Außenwände vor-
handen oder geplant, ist eine Löschwassermenge von 96 cbm/h für eine Löschdauer von 2 Stunden 
bereitzuhalten. 

Die Löschwasserversorgung wird durch Saugbrunnen im Umfeld des Plangebietes sichergestellt. 

Für die öffentlichen Verkehrsflächen sind die entsprechenden Bestimmungen unter § 5 der Landes-
bauordnung sinngemäß zu beachten. 

Energieversorgung 
Die Versorgung mit Elektroenergie erfolgt durch Anschluss an das Netz der Schleswig-Holstein Netz 
AG. 

Fernmeldeversorgung 
Anschlüsse an das Ortsnetz werden von der Telekom hergestellt. 

Schmutz-/Niederschlagswasserbeseitigung 
Das Schmutzwasser wird in das bestehende Kanalisationsnetz der Gemeinde Langenlehsten geleitet. 

Die Kläranlage der Gemeinde Langenlehsten ist für 160 EW ausgelegt. Durch die geplante bauliche 
Entwicklung im Zuge des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten ist mit einem Zuwachs 
von 20 Einwohnerwerten zu rechnen. Die Kapazitätsgrenze der Kläranlage ist damit überschritten. Sei-
tens der Gemeinde Langenlehsten wurde ein entsprechendes Fachbüro beauftragt, um eine Steige-
rung der technischen Leitungsfähigkeit der Kläranlage zu planen und entsprechend umzusetzen. Es ist 
beabsichtigt, durch Installation einer zusätzlichen technischen Belüftung auf einem der Klärteiche, eine 
Steigerung der Leistungsfähigkeit zur Aufnahme der künftigen Wohnnutzungen innerhalb des Gel-
tungsbereiches sowie für geringfügige weitere wohnbauliche Entwicklungen zu erzielen. 

Mit Einführung des gemeinsamen Erlasses „Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang mit Regen-
wasser in Neubaugebieten in Schleswig-Holstein - Teil 1: Mengenbewirtschaftung, A-RW1“ des Minis-
teriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung (MELUND) und des Mi-
nisteriums für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein (MILI) vom 10. 
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Oktober 2019, wird verstärkt auf den zukünftigen Wasserhaushalt des geplanten Selbstständigen Be-
bauungsplanes geachtet und deren Abweichungen zum potenziell naturnahen Wasserhaushalt über-
prüft. Es wird angestrebt, die Abweichungen so gering wie möglich zu halten, also einen großen Ober-
flächenabfluss zu vermeiden und vorrangig das Niederschlagswasser innerhalb des Geltungsbereiches 
zu verdunsten und zu versickern, um die hydrologischen und hydraulischen Auswirkungen auf den 
ökologischen Zustand der Fließgewässer durch Regenwassereinleitungen zu vermindern.  

Im Zuge der Erstellung des Selbstständigen Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten 
wurde eine Baugrunduntersuchung u.a. zur Ermittlung der Versickerungsfähigkeit des Niederschlags-
wassers innerhalb des Plangebietes durch das Büro für Bodenprüfung GmbH erstellt. Das Gutachten 
liegt der Begründung als Anlage bei. Anhand der Baugrunduntersuchung ist ersichtlich, dass eine Ver-
sickerung des Niederschlagswassers im Bebauungsplangebiet möglich und somit entsprechend ver-
bindlich für die privaten Grundstücksflächen festgesetzt wird. 

Hinweis: Aufgrund des angegebenen Schwankungsbereiches des Grundwassersspiegels sind Sicker-
schächte nicht überall möglich. 

Müllentsorgung 
Die Müllentsorgung des Plangebietes wird durch die AWSH (Abfallwirtschaft Südholstein) sicherge-
stellt. Die AWSH (Abfallwirtschaft Südholstein GmbH) erfüllt im Auftrag des Kreises Herzogtum- Lauen-
burg, der öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist, alle Aufgaben der Abfallentsorgung. In diesem 
Zusammenhang gelten die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Kreises Herzogtum- Lauenburg für 
die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen. Sie erfolgt über die „Dorfstraße“. Die an das 
Plangebiet anschließenden Straßenverkehrsflächen weisen ausreichende Breiten für ein 3- achsiges 
Müllfahrzeug auf, um das Plangebiet ungehindert zu entsorgen. 

11 Archäologie, Denkmalschutz, Altlasten, Kampfmittel, Störfallbetriebe 

Archäologie  
Archäologische Funde sind innerhalb des Plangebietes nicht bekannt. 

Es wird auf § 15 DSchG verwiesen.  

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf 
oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung 
oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übri-
gen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem 
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen 
kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.  

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Verände-
rungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

 



Begründung zum Selbstständigen Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Langenlehsten 

 

 
34 

 Gosch & Priewe Ingenieurgesellschaft mbH • 23843 Bad Oldesloe 

 

 

Denkmalschutz 

Die Fläche des Plangebietes befindet sich in der Umgebung eines in die Denkmalliste des Landes SH 
eingetragenen Kulturdenkmale 

- Objektnummer 51269, Fachhallenhaus, um 1800, eingeschossiges Fachwerkhaus in Traufenstellung 
unter reetgedecktem Schopfwalmdach. 

Das Fachhallenhaus, um 1800 erbaut, unter reetgedecktem Schopfwalmdach bezeugt die Arbeits- und 
Lebensbedingungen auf einem bäuerlichen Anwesen in früherer Zeit und tradiert den regionalen Bau-
typus reetgedecktes Fachhallenhaus mit Deele zwischen den beiden tragenden Ständerreihen. Als ei-
nes der ältesten Bauernhäuser im Ort bietet es einen anschaulichen Dokumentationswert für die Orts-
geschichte und -struktur der Gemeinde Langenlehsten. 

Neben dem besonderen geschichtlichen Denkmalwert ist das Objekt auch aufgrund seiner besonderen 
die Kulturlandschaft prägenden Eigenschaft unter Schutz gestellt worden. 

Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes bedürfen gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 
3 DSchG einer denkmalrechtlichen Genehmigung (Veränderung der Umgebung eines unbeweglichen 
Kulturdenkmals), da die neu zu errichtenden Gebäude im Umgebungsschutzbereich eines Kulturdenk-
mals liegen. 
Werbeanlagen sind denkmalrechtlich zu genehmigen. Bei der Gestaltung und Anbringung von Wer-
beanlagen ist darauf zu achten, dass das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals Objektnummer 51269 
nicht beeinträchtigt wird.  

Altlasten 
Altablagerungen sind im Plangeltungsbereich nicht erfasst und voraussichtlich nicht vorhanden. Soll-
ten dennoch relevante Altlasten entdeckt werden, sind mit den zuständigen Behörden die zu ergrei-
fenden Maßnahmen abzustimmen und durchzuführen.  

Kampfmittel 
Für das Gebiet erfolgt keine Auskunft zur Kampfmittelbelastung gemäß § 2 Abs. 3 Kampfmittelverord-
nung S-H. Eine Auskunftseinholung beim Kampfmittelräumdienst S-H ist nur für Gemeinden vorge-
schrieben, die in der benannten Verordnung aufgeführt sind. 

Die Gemeinde Langenlehsten liegt in keinem bekannten Bombenabwurfgebiet. Zufallsfunde von Mu-
nition sind jedoch nicht gänzlich auszuschließen und unverzüglich der Polizei zu melden. 

Störfallbetriebe 
Besonders störfallrelevante Betriebe gemäß Störfallverordnung (12. BlmSchV gemäß Seveso II RL) sind 
nicht vorhanden. 
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1 Einführung 

Die Gemeinde Langenlehsten plant mit der Neuaufstellung des selbstständigen Bebauungs-

planes Nr. 2 die Ausweisung von Wohnbauflächen an der Dorfstraße. 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 5.160 m², die derzeit als Ackerfläche genutzt 

wird. Angrenzend liegt das EU-Vogelschutzgebiet „Langenlehsten“. 

Gemäß §§ 2 und 2a BauGB sind im Rahmen der Aufstellung bzw. Änderung von Bauleitplänen 

die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB zu prüfen. 

Aus diesem Grund werden durch einen Umweltbericht die durch das Bauvorhaben zu erwar-

tenden erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet. Gemäß § 2 BauGB bildet 

der Umweltbericht einen gesonderten Teil der Begründung. Im bisherigen Verfahren wurde 

das Vorhaben als beschleunigtes Verfahren nach § 13b BauGB durchgeführt. Dieses ist nun 

gemäß neuer Rechtsprechung nicht mehr möglich, so dass ein Regelverfahren mit entspre-

chender Umweltprüfung erfolgen muss. 

Mit der Erstellung des Umweltberichtes wurde das Büro BBS-Umwelt GmbH, Kiel, beauftragt, 

der Umweltbericht wird hiermit vorgelegt. Die städtebauliche Planung erfolgt durch das Inge-

nieurbüro Gosch & Priewe (GSP), Bad Oldesloe. 

 

 

Abb. 1: Übersicht Geltungsbereich B-Plan Nr. 2 und Vogelschutzgebiet 

  



BBS-Umwelt GmbH Biologen und Umweltplaner 

5 

 

1.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte der Bauleitplanung 

Standort/Lage des Bauleitplans: 

Die Gemeinde Langenlehsten liegt im Südosten des Kreises Herzogtum Lauenburg am Elbe-

Lübeck-Kanal. Das Plangebiet liegt im zentralen Ortsbereich von Langenlehsten, unmittelbar 

an der Dorfstraße. 

 

Bedarf an Grund und Boden: 

Die Planung ist in der Begründung zum B-Plan erläutert. Der Geltungsbereich (Teilgebiet 1) 

hat eine Größe von ca. 5.160 m² und setzt sich künftig wie folgt zusammen: 

 

Das Plangebiet (Teilgebiet 1) liegt östlich der Dorfstraße, südlich der Hausnummer 14 und 

umfasst die Flurstücke 138, 139, 140, 141, 142, 143, 144 sowie eine Teilfläche des Flurstücks 

123/19 (Straßenverkehrsfläche der Dorfstraße) der Flur 6 Gemarkung Langenlehsten.  

Das Teilgebiet 2 umfasst eine als Maßnahmenfläche festgesetzte Ausgleichsfläche in einer 

Größe von 2.500 m² (Teilfläche Flurstück 124/1 der Flur 6 Gemarkung Langenlehsten). 

 

Beschreibung der Festsetzungen: 

Ziel der Planung ist die Ausweisung von Wohnbauflächen, vorgesehen sind 5 Grundstücke. 

Für die Planungen werden ausschließlich Ackerflächen in Anspruch genommen. Die Erschlie-

ßung erfolgt unmittelbar an die Dorfstraße. Für die Erreichbarkeit der östlich verbleibenden 

landwirtschaftlichen Flächen wird im nördlichen Bereich eine Zuwegung (Fläche für die Land-

wirtschaft) festgesetzt. Weiterhin sind sowohl auf dem nördlichen Grundstück als Abgrenzung 

eine Heckenpflanzung sowie nach Süden und Osten eine Eingrünung, ebenfalls als Pflanzflä-

che/Maßnahmenfläche vorgesehen. 

Die Bebauung wird als Einzelhäuser in eingeschossiger, offener Bebauung mit einer Grund-

flächenzahl von 0,25 vorgesehen. Dieses entspricht der typischen dörflichen Baudichte. Wei-

tere Festsetzungen zur baulichen Gestaltung sowie zur Durchgrünung und Eingrünung sind 

ebenfalls vorgesehen. 

Die Ergebnisse der FFH-Verträglichkeitvorprüfung sowie der Artenschutzrechtlichen Prüfung 

finden sich als Hinweise ebenfalls auf der Planzeichnung. 

Unmittelbar nördlich des Geltungsbereiches liegt ein Gebäude, welches nach Denkmalschutz-

gesetz geschützt ist. Die Vorgaben der zuständigen Behörden zum Umgebungsschutz wurden 

als Festsetzungen übernommen (Abstände der Bebauung, Heckenpflanzung). 

Für die vorgesehene Ausgleichsfläche am Wiesengrund wird ein Teilgebiet 2 festgelegt und 

die Gestaltung / Pflege über Festsetzungen geregelt (Offenhaltung, Einzelbaumpflanzungen). 
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Konflikte Naturschutz und Schutzgüter 

Das Gebiet ist insgesamt gering konfliktträchtig. Die besondere Lage in der Umgebung eines 

geschützten Denkmals sowie am Rande eines EU-Vogelschutzgebietes wurden in der Pla-

nung berücksichtigt und im bisherigen Verfahren bis zum Satzungsbeschluss hin abgestimmt. 

 

2 Grundlagen 

2.1 Anderweitige Planungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung der 

Planungsziele und der räumlichen Lage 

Da auch kleinräumige Siedlungsentwicklung in Langenlehsten durch das angrenzende Vogel-

schutzgebiet sowie durch immissionsschutzrechtliche Aspekte deutlich eingeschränkt ist, wur-

den im Vorfeld dieser B-Plan-Aufstellung bereits weitergehende Untersuchungen durchge-

führt. U.a. wurde eine Fläche am Wiesenweg (als Hinterlandbebauung) näher betrachtet. 

Diese Fläche lag im Vogelschutzgebiet. Die erstellte FFH-Vorprüfung (BBS, Juni 2020) kam 

zu folgendem Ergebnis:  

Das Ergebnis zeigt eine Überschneidung des Wirkbereiches sowohl der Flächeninanspruch-

nahme als auch der indirekten Wirkungen mit Zielen des Schutzgebietes. Sowohl für einzelne 

Arten als auch Maßnahmenflächen aus dem Managementplan ergeben sich Konflikte, die bei 

einer Vorprüfung den Nachweis der Verträglichkeit nicht ermöglichen. Es ist daher eine wei-

tergehende Prüfung (Studie) der Verträglichkeit mit detaillierteren Untersuchungen vor Ort er-

forderlich. Da die Inanspruchnahme von Flächen mit Maßnahmenzielen im Managementplan 

vermutlich auch bei der weiteren Prüfung nicht unbedenklich sein wird, wird gleichzeitig die 

Prüfung von alternativen Bauflächen mit geringerem Beeinträchtigungspotenzial empfohlen. 

Aus diesem Grund wird nun eine Planung für den vorliegenden B-Plan Nr. 2 verfolgt. Beide 

Plangebiete sind in der nachfolgenden Abb. 2 dargestellt.  

Weiterhin wurden in Bezug auf die landwirtschaftlichen immissionsschutzrechtlichen Belastun-

gen im Gemeindegebiet 5 Teilflächen untersucht. Die einzelnen Flächen werden in der Be-

gründung umfangreich aufgearbeitet. 

Fläche 1 (nördlich Wiesengrund, Fläche grün aus Abb. 2): Ausschluss wegen EU-Vogelschutz-

gebiet, 

Fläche 2 (südlich Wiesengrund): Ausschluss wegen immissionsschutzrechtlicher Überschrei-

tungen durch Geruch von 0,15 % der Jahresstunden gemäß GIRL 

Fläche 3: Vorhabensgebiet 

Fläche 4 und 5 (Ackerflächen weiter südlich von Fläche 3): Flächen sind aus Gründen Vogel-

schutzgebiet und Immissionsschutz möglich, werden aber aufgrund der Zersiedlung verwor-

fen. 

Unter Berücksichtigung der immissionsschutzrechtlichen Zulässigkeit sowie weiterer Parame-

ter wie städtebauliche Zersiedlung und EU-Vogelschutzgebiet stellt die vorliegende Fläche des 

Bebauungsplanes Nr. 2 die beste Möglichkeit der wohnbaulichen Entwicklung für die Ge-

meinde Langenlehsten dar. 
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Abb. 2: Alternative Prüfflächen (mit Wirkräumen) 

 

Rot: aktueller B-Plan Nr. 2, inkl. indirekte Wirkbereiche (Gelb) 

Grün: verworfene Prüffläche 2020, inkl. Wirkbereiche mit Brutplatz der Heidelerche 

Zur Herleitung der Wirkräume siehe FFH-Verträglichkeitsprüfung (Anlage 3 zur Begründung) 

 

 

2.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen 

festgelegten Ziele des Umweltschutzes 

2.2.1 Baugesetzbuch/Planungsrecht 

Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes in der Bauleitplanung ist gem. §§ 1 

und 2 BauGB (geltend in der aktuellen Fassung) eine Umweltprüfung durchzuführen, in der 

die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet werden. 

Der Umfang und Detaillierungsgrad für die Ermittlung der Belange wird von der Gemeinde 

festgelegt (§ 2 (4) BauGB), die Darstellung der Umweltbelange erfolgt gem. § 2a BauGB dann 

in einem Umweltbericht.  

Weiterhin sind die Vorgaben des § 1a BauGB zu berücksichtigen: 

• Bodenschutzklausel einschließlich Berücksichtigung von Flächenrecycling, Nachver-

dichtung und sonstiger Innenentwicklung 

• Umwidmungsklausel 
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• Vermeidung und Ausgleich nach der Eingriffsregelung 

• Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG 

Unter Berücksichtigung von § 17 UVPG und der Anlage 1 UVPG (geltend in der aktuellen 

Fassung) ist eine Umweltprüfung nach den Vorschriften des Baugesetzbuches durchzuführen.  

 

Berücksichtigung in der Planung 

Erstellung des Umweltberichtes gemäß Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 des BauGB. Eine Verträglich-

keitsprüfung nach § 34 BNatSchG (Natura 2000) ist für dieses Vorhaben erforderlich und wurde 

erstellt (siehe dazu Anlage 3 zur Begründung). 

 

2.2.2 Bundesnaturschutzgesetz 

§ 1 BNatSchG – Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege: 

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres Werts und als Lebensgrundlage des Menschen auch 

in Verantwortung für künftige Generationen zu schützen, zu entwickeln und soweit erforderlich, 

wiederherzustellen. 

 

§§ 13-15 BNatSchG „Eingriffsregelung“: 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bezieht sich in Bezug auf die Eingriffsregelung in 

§ 18 auf die Vorschriften des BauGB. Für Vorhaben im Außenbereich gemäß § 35 BauGB 

sowie für Pläne, die eine Planfeststellung ersetzen, gelten jedoch ebenfalls die §§ 14-17 des 

BNatSchG, welches in § 14 „Eingriffe in Natur und Landschaft“ besagt, dass Eingriffe in Natur 

und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 

Grundflächen sind, durch die die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Land-

schaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt werden können.  

Nach dem allgemeinen Grundsatz des § 13 sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft vom Verursacher vorrangig zu vermeiden. Sofern dieses nicht möglich ist, sind 

Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen erforderlich. 

Nach § 15 hat der Verursacher die Beeinträchtigungen eines Eingriffs in die Natur so gering 

wie möglich zu halten. Nicht vermeidbare Beeinträchtigungen sind auszugleichen oder zu 

kompensieren. Der Verursacher hat nachzuweisen, ob zumutbare Alternativen am gleichen 

Ort bestehen, die ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 

verbunden sind. 

 

§§ 44/45 BNatSchG – Besonderer Artenschutz: 

Bei der landschaftspflegerischen Begleitplanung sind neben der Eingriffs-Ausgleichs-Rege-

lung artenschutzrechtliche Vorgaben zu berücksichtigen. Für die artenschutzrechtliche Be-

trachtung ist das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) maßgeblich.  

Artenschutzrechtliche Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes: 

Nach § 4 (1) des BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren besonders geschützter Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, 

zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-

stören. 

2. wild lebende Tiere streng geschützter Arten und der europäischen Vogelarten während der 
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Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören. Eine 

erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Po-

pulation einer Art verschlechtert. 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Abweichende Vorgaben bei nach § 44 (5) BNatSchG privilegierten Vorhaben: 

Bei nach § 15 BNatSchG zugelassenen Eingriffen sowie bei nach den Vorschriften des Baugesetz-

buchs zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs.2, Satz 1 BauGB (Vorhaben in Gebieten mit 

Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während der Planaufstellung nach § 33 des BauGB und im 

Innenbereich nach § 34 BauGB) gelten die Verbote des § 44 (1) nur eingeschränkt. 

Bei europäisch geschützten Arten (Vogelarten und FFH-Arten) sowie in Anhang IVb der FFH-RL 

aufgeführten Pflanzenarten liegt kein Verstoß gegen das Verbot des § 44 (1) Nr.3 und im Hinblick 

auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen auch gegen das Verbot des § 44 (1) Nr.1 

vor, soweit die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten weiterhin 

erfüllt werden kann. Das Verbot des § 44 (1) Nr. 2 wird jedoch nicht eingeschränkt. 

Bei Betroffenheiten lediglich national besonders geschützter Tierarten liegt kein Verstoß gegen die 

Verbote des § 44 (1) vor, wenn die Handlungen zur Durchführung des Eingriffs oder Vorhabens 

geboten sind. Diese Arten sind jedoch ggf. in der Eingriffsregelung zu betrachten. 

Die Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG treten bei privilegierten Vorhaben nicht ein, wenn 

in besonderen Fällen durch vorgezogene Maßnahmen sichergestellt werden kann, dass die ökolo-

gische Funktion einer betroffenen Lebensstätte kontinuierlich erhalten bleibt. Entsprechend der 

Zielsetzung werden diese Maßnahmen als CEF-Maßnahmen (Continuous Ecological Functionality) 

bezeichnet. Die Maßnahmen sind im räumlichen Zusammenhang mit der Eingriffsfläche durchzu-

führen. Weiterhin sind die Maßnahmen zeitlich vor Durchführung des Eingriffs bzw. Vorhabens 

abzuschließen. 

Für ungefährdete Arten ohne besondere Ansprüche können nach LBV-SH (2008) auch mit einer 

zeitlichen Lücke Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden und damit ein 

Verbotstatbestand umgangen werden. 

 

Im Fall eines Verstoßes ist eine Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG möglich u.a. aus zwin-

genden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer 

oder wirtschaftlicher Art. Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alter-

nativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht 

verschlechtert, soweit nicht Art. 16 (1) der FFH-RL weitergehende Anforderungen enthält. 

Wenn es zu einer unzumutbaren Belastung im Einzelfall käme, ist nach § 67 BNatSchG eine 

Befreiung von den Verboten möglich. 

Es handelt sich hier um ein Verfahren der Bauleitplanung, so dass eine Privilegierung gegeben 

ist.  

 

Berücksichtigung in der Planung 

Erstellung des Umweltberichtes gemäß Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 des BauGB mit Eingriffsre-

gelung sowie einer artenschutzrechtlichen Prüfung, welche in den Umweltbericht integriert 

wird. 
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2.2.3 Sonstige gesetzliche Vorgaben 

Im Rahmen der Umweltgesetzgebung sind in verschiedenen Fachgesetzen ebenfalls verbind-

liche Ziele für die Schutzgüter sowie allgemeine Grundsätze formuliert worden, welche durch 

den Umweltbericht zu prüfen und abzuwägen sind.  

• Bundesimmissionsschutzgesetz, inkl. der TA Lärm und der TA Luft 

• Bundeswaldgesetz (BWaldG) in Verbindung mit dem Landesforstgesetz (LForstG 

NRW), 

• Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), 

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit Landeswassergesetz (LWG NRW), 

• Denkmalschutzgesetz (DSchG), 

 

Berücksichtigung in der Planung 

Eine detaillierte Beschreibung der Schutzziele auf Grundlage der o.g. Gesetze erfolgt Schutz-

gut bezogen in der Bestands- und Prognoseermittlung.  

 

2.2.4 Weitere planungsrechtliche Vorgaben 

Die Bebauung von Langenlehsten erstreckt sich nahezu ausschließlich entlang der Dorfstraße 

auf einer Länge von ca. 1,4 km. Der nun vorgesehene Geltungsbereich liegt ebenfalls unmit-

telbar an der Dorfstraße auf einem bisher unbebauten Acker. 

Die Ortslage von Langenlehsten ist vollständig vom Vogelschutzgebiet „Langenlehsten“ (EGV 

DE 2530-421) umgeben, welches nur die bebauten Bereiche sowie die Flächen an der Dorf-

straße ausspart. Somit liegt der Geltungsbereich zwar außerhalb des Vogelschutzgebietes, 

dieses grenzt aber östlich in einer Entfernung von ca. 15-20 m an. 

Die Gemeinde Langenlehsten verfügt weder über einen Flächennutzungsplan noch über einen 

Landschaftsplan. Der Bebauungsplan Nr. 2 wird als selbstständiger Bebauungsplan aufge-

stellt. Die Ziele der Landschaftsplanung leiten sich jedoch insbesondere über die Ziele der 

Managementplanung des Vogelschutzgebietes ab. Diese werden in der FFH-Vorprüfung ein-

gehend dargestellt und legen für die die Bebauung umgebenden Flächen insbesondere die 

Erhaltung und Extensivierung der Acker- bzw. Offenlandnutzung mit Saumstreifen fest. 

Naturräumlich gesehen gehört das Gebiet zum mecklenburg-brandenburgischen Platten- und 

Hügelland in der Untereinheit der südwestmecklenburgischen Niederungen mit Sanderflächen 

und Lehmplatten. Prägende Elemente des Landschaftsraumes sind neben den sandigen Pla-

teaus die eingeschnittenen Flusstäler, die ihren Ursprung als Schmelzwasserabflussrinnen in 

der Weichseleiszeit haben. Es ist damit dem Hauptnaturraum der Geest zuzuordnen. 

 

Berücksichtigung in der Planung 

Die Vorgaben des EU-Vogelschutzgebietes sowie des zugehörigen Managementplanes sind 

zu berücksichtigen. Es erfolgt daher eine Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG. 
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3 Beschreibung der durch das Vorhaben zu erwartenden Um-

weltauswirkungen 

Das Projekt verursacht unterschiedliche Wirkungen, die Veränderungen der Umwelt im vom 

Vorhaben betroffenen Raum zur Folge haben können. Diese Wirkungen, die entsprechend 

ihrer Ursachen auch den verschiedenen Phasen des Vorhabens zugeordnet werden können, 

sind z.T. dauerhaft, z.T. regelmäßig wiederkehrend und z.T. zeitlich begrenzt. Der B-Plan löst 

neue Bebauung auf heute landwirtschaftlichen Flächen aus.  

 

Baubedingte Wirkfaktoren: 

Im Rahmen der Bauarbeiten erfolgen Bodenbewegungen, Entfernen von Vegetation sowie 

weitere Bautätigkeiten bei der Neugestaltung des Grundstücks.  

Während der Bauzeit sind Beeinträchtigungen durch Lärm (v.a. durch Baumaschinen) und 

optische Wirkungen (Bewegung durch Fahrzeuge, Maschinen und Menschen) zu erwarten 

(Wirkfaktor visuelle und akustische Störungen). 

Die direkten Wirkungen der Bauphase sind auf den Geltungsbereich begrenzt. Die indirekten 

Wirkungen (Lärm, optische Störungen, Licht) können über diesen Bereich hinausreichen. 

Diese sind zeitlich und räumlich stark begrenzt, mit besonders lärmintensiven Arbeiten wie 

Rammarbeiten ist nicht zu rechnen. Es wird basierend auf Erfahrungswerten aus anderen Pro-

jekten ein Radius von bis zu max. 100 m für baubedingte Wirkungen angenommen. 

 

Anlagebedingte Wirkfaktoren: 

Geplant ist die Überbauung einer Ackerfläche (Wirkfaktor Flächeninanspruchnahme) unmittel-

bar an der Dorfstraße. Die Maßnahmen sind verbunden mit Versiegelungen und dem entspre-

chenden Verlust der Bodenfunktionen. Durch die Gebäude wird sich die Dorfstraße in diesem 

Bereich verändern (Wirkfaktor Landschaftsbild) 

Die Wirkfaktoren der Anlagephase sind auf den Geltungsbereich begrenzt.  

 

Betriebsbedingte Wirkfaktoren: 

Betriebsbedingt sind für Wohnen typische Störwirkungen zu erwarten. Diese werden sich auf 

den Nahbereich der Dorfstraße beschränken, hier liegen durch die umgebende Bebauung be-

reits vergleichbare Störungen vor. Gleichzeitig wird für die Gemeinde Langenlehsten Bauland 

in geringem Umfang zur Verfügung gestellt. 

Durch die Wohnnutzung (Gartennutzung, Autoverkehr, Beleuchtung u.a.) wird es zu einer Zu-

nahme von Lärm, Bewegungen und Licht kommen. Weiterhin ist anzunehmen, dass hier in 

einzelnen Haushalten auch eine Haltung von Haustieren stattfinden wird. Während dies i.d.R. 

auf die Grundstücke begrenzt sein wird (z.B. bei Hundehaltung) kann dies im Falle der Haltung 

von Hauskatzen weniger stark eingegrenzt werden. Die Relevanz dieser Wirkungen auf das 

Vogelschutzgebiet ist zu untersuchen. 
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4 Umweltprüfung nach § 2 (4) Satz 1 BauGB 

4.1 Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter umfasst die Flächen des Bebauungsplanes sowie 

die angrenzenden Flächen, so dass die Wirkräume aller zu erwartender Auswirkungen be-

trachtet werden.  

Die Auswirkungen auf die Umwelt durch das geplante Vorhaben werden, nach den im BauGB 

§ 1 Absatz 6 Nummer 7 genannten Schutzgütern untergliedert, untersucht: 

 - Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

 - Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

 - Boden und Fläche 

 - Wasser 

 - Luft und Klima 

 - Landschaft und Landschaftsbild 

- Kultur- und sonstige Sachgüter 

sowie die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

Dazu wird zuerst der Bestand erfasst und beschrieben. Die Darstellung des Ist-Zustandes be-

ruht überwiegend auf der Auswertung einer Bestandskartierung der Biotoptypen sowie vor-

handener Daten. Neben der Bestandsbeschreibung erfolgt auch eine Bewertung des momen-

tanen Zustandes, so dass im ökologischen und kulturellen Sinne sensible Bereiche schon bei 

den Planungen zum Teil entsprechend berücksichtigt werden können. 

Bei der Darstellung der Auswirkungen wird geprüft, ob erhebliche nachteilige Umweltauswir-

kungen zu befürchten sind. Sofern diese nicht vermeidbar oder minimierbar sind, werden sie 

zur Bewertung des Vorhabens aufgezeigt. Auswirkungen auf die Wechselwirkungen zwischen 

den Schutzgütern werden ebenfalls aufgezeigt. 

 

4.2 Umweltbezogene Bestandsaufnahme (Basisszenario) und Prog-

nose der Auswirkungen auf die Schutzgüter 

4.2.1 Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

Der Geltungsbereich umfasst Ackerflächen. Unmittelbar nördlich angrenzend liegen bereits 

Wohnbauflächen, südlich und östlich liegen weitere Ackerflächen. Westlich verläuft die Dorf-

straße, welche das Plangebiet erschließt. Die Gemeinde Langenlehsten ist eine sehr kleine 

Gemeinde im Amtsbezirk von Büchen, Büchen fungiert hier als versorgendes, aufstrebendes 

Zentrum (Einzelhandel, Schulen, sonstige Infrastruktur) und liegt in einer Entfernung von 10 

km. Sowohl Büchen als auch die Nähe zur Autobahn machen Langenlehsten zu einem attrak-

tiven Wohnstandort, welcher insbesondere durch eine landschaftlich reizvolle Umgebung ge-

kennzeichnet ist. 

Das Verkehrsaufkommen auf der Dorfstraße ist als gering zu beschreiben. Als besondere 

Störfaktoren ist die landwirtschaftliche Nutzung (mit Geruchsemissionen) zu nennen. So sind 

mehrere aktive landwirtschaftliche Höfe in Langenlehsten vorhanden und prägen auf diese 
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Weise auch das Orts- und Landschaftsbild. Der Geltungsbereich selbst liegt in einer breiteren 

Baulücke und außerhalb von ermittelten Belastungszonen gemäß GIRL-SH (siehe Anlage 1). 

Besonders störfallrelevante Betriebe gemäß Störfallverordnung (12. BImSchV gemäß Seveso 

II RL) sind in Langenlehsten nicht vorhanden. 

 

Bwertung der Umweltauswirkungen 

Kleinräumig wird sich das Ortsbild verändern, dieses ist aber aufgrund der wenigen geplanten 

Häuser (5 Grundstücke) unmittelbar anschließend an die vorhandene Bebauung nicht als er-

hebliche Beeinträchtigung des Ortsbildes einzustufen. 

Nach Osten und Süden erfolgt zudem eine Eingrünung. Darüber hinaus orientiert sich die ge-

plante Bebauung in Baudichte und Bauhöhe am Bestand. Eine Belastung des Geltungsberei-

ches durch Geruch oder Lärm ist ausgeschlossen. Die Vorgaben des vorsorgenden Gesund-

heitsschutzes werden somit eingehalten. 

Die ackerbauliche Nutzung wird kleinräumig aufgegeben. Aufgrund des geringen Flächenver-

lustes und der allgemein niedrigen Bodenpunkte gehen keine wertvollen Ackerstandorte für 

die Nahrungsmittelproduktion verloren. 

Während der Bauzeit kann es zeitweise zu erhöhten Lärm- und Verkehsbelastungen durch 

Maschinentätigkeiten und Transport kommen. Lärm durch allgemeinen Baubetrieb wird oft als 

störend empfunden, stellt aber in der Regel keine erhebliche Belastung im Sinne des UVPG 

dar.  

 

Fazit: 

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, den vorsorgenden Gesundheitsschutz 

sowie die Nahrungsmittelproduktion sind nicht zu erwarten. Die Bereitstellung von Bauland in 

geringem Umfang schafft kleinräumige Entwicklungsmöglichkeiten in der Gemeinde. 

 

4.2.2 Schutzgut Pflanzen, Biotope und Biologische Vielfalt 

Der Geltungsbereich umfasst ausschließlich Ackerflächen (AAy), lediglich entlang der Straße 

ist ein ruderaler Saumstreifen vorhanden (RHm). An einer Stelle steht hier ein wenig vitaler 

Holunderstrauch. 

Sonstige Gehölzstrukturen sind im Geltungsbereich nicht vorhanden, finden sich aber entlang 

der Dorfstraße bzw. in den Gärten. Der nördlich angrenzende Garten wird durch eine dichte 

Gehölzhecke nach Süden begrenzt (u.a. Fichten, Birken, Ahorn). Auf dem gegenüberliegen-

den Grundstück stehen mehrere große Eichen. 

Die biologische Vielfalt leitet sich in erster Linie aus dem floristischen und faunistischen Be-

stand ab, der sowohl durch die umgebende Bebauung mit Gehölzen als auch durch Offen-

landstrukturen des Langenlehstener Sanders geprägt ist und als typisch für diesen Land-

schaftsraum zu beschreiben ist. 

Echte Verbundstrukturen sind im Geltungsbereich sowie an der Dorfstraße nicht vorhanden. 

Die biologische Vielfalt ist insgesamt als gering, da durch Siedlungsstrukturen vorbelastet, zu 

beschreiben. Eine hohe Wertigkeit haben jedoch die Offenlandbereiche des Vogelschutzge-

bietes. 
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   Vorhabenfläche    Dorfstraße 

 

 

Bewertung der Umweltauswirkungen: 

Die Planungen führen zum Verlust von ca. 3.700 m² Ackerfläche bei gleichzeitiger Herstellung 

von Bauflächen, versiegelten Nebenanlangen und Gartenflächen. Gehölze sind durch das Vor-

haben nicht wesentlich betroffen. Die Eingriffe sind als erheblich zu bewerten, so dass eine 

Bilanzierung des Eingriffs sowie ein Ausgleich erforderlich werden. 

Durch die vorgesehenen Eingrünung- und Durchgrünungsmaßnahmen wird sichergestellt, 

dass auch im Geltungsbereich Biotopentwicklung möglich ist. Als Minimierungsmaßnahme 

und zur Eingrünung ist nach Süden und Osten ein 3 bzw. 5 m breiter Streifen mit Pflanzgebot 

(heimische, standortgerechte Sträucher) vorgesehen. 

Aufgrund der relativ geringen Grundflächenzahl von 0,25 werden im Vergleich zur intensiven 

landwirtschaftlichen Nutzung größere Grünflächen entstehen können. 

 

Fazit: 

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und Biotope sind nicht zu erwarten, so-

fern die vorgesehenen Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt werden.  

Aufgrund der Verfahrensumstellung in ein Regelverfahren ist nun ein zusätzlicher Ausgleich 

für den flächigen Eingriff in Vegetation und Boden erforderlich. 

 

 

4.2.3 Schutzgut Tiere, inkl. Vogelschutzgebiet 

Vögel: 

Im Bereich der angrenzenden Gärten ist mit Tierarten der Siedlungs- und Siedlungsrandbio-

tope zu rechnen, hier insbesondere Vogelarten wie z.B. Amsel, Singdrossel, Grünfink, Ringel-

taube, welche in den Gehölzen auch geeignete Bruthabitate finden. Auf der Ackerfläche selbst 

sind durch die Meidestrukturen (Gebäude, Gehölze, Straße) keine Offenlandarten zu erwar-

ten. In den weiter östlich liegenden Bereichen schließen sich größere und störungsärmere 

Offenlandflächen an, die Teil des Vogelschutzgebietes Langenlehsten sind. Als Kennart wurde 
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in einer Entfernung von 400 m ein Brutplatz der Heidelerche (2018) nachgewiesen. 

Innerhalb der Wirkbereiche des Vorhabens ist potenziell das Vorkommen von Offenlandarten 

wie Feldlerche und Schafstelze zu erwarten. Für das Rebhuhn bzw. Arten der Feldrandberei-

che sind keine geeigneten Strukturen vorhanden. 

Auf der gegenüberliegenden Straßenseite, innerhalb einer Hofstelle, ist ein bekannter Brut-

platz des Weißstorches. 

 

Fledermäuse: 

Für Fledermäuse dienen die Gehölzstrukturen in den Gärten als Leitlinien, in den Eichen auf 

dem Nachbargrundstück sowie in den landwirtschaftlichen Gebäuden können auch Quartiere 

vorkommen. Der Geltungsbereich selbst ist nur von sehr geringer Bedeutung für jagende Fle-

dermäuse. 

 

Haselmaus: 

Für die Haselmaus bieten sich keine geeigneten Strukturen, das Vorkommen wird daher aus-

geschlossen. 

 

Zauneidechse: 

Zauneidechsen sind im Bereich des Büchener Sanders weit verbreitet und bevorzugen hier 

sonnige, offene Strukturen. Diese sind im Geltungsbereich nicht vorhanden, das Vorkommen 

bzw. eine erhebliche Betroffenheit wird daher ausgeschlossen. 

 

Sonstige Arten: 

Als weitere besonders geschützte Tierarten sind Maulwurf, Eichhörnchen, Igel sowie Erdkröte 

und Grasfrosch zeitweise bzw. in den Randstrukturen zu erwarten. Eine besondere Bedeutung 

besteht aber auch hier nicht. 
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Abb. 3: Beispiel Heidlerche als Zielart des Vogelschutzgebietes (Brutvogelmonitoring 2018) 

 

 

Abb. 4: Beispiel Feldlerche als weitere Art mit europäischem Schutzstatus 

 

Bewertung der Umweltauswirkungen: 

Durch das Vorhaben gehen störungsbeeinträchtigte Offenlandbereiche verloren bzw. angren-

zende Flächen werden durch Störung nachhaltig beeinträchtigt. Bruthabitate von Offenlandar-

ten sind hier nicht relevant betroffen (keine ganzen Reviere bzw. keine relevanten Störungen). 

In der FFH-Vorprüfung und in der artenschutzrechtlichen Prüfung wurde eine erhebliche 
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Betroffenheit von relevanten Vogelarten ausgeschlossen (siehe Anlage 3 und 4). 

Der Brutplatz des Weißstorches liegt auf der gegenüberliegenden Straßenseite, im hinteren 

Bereich der Hofstelle (Richtung Westen). Eine erhebliche Beeinträchtigung durch wenige neue 

Gebäude ist für den Lebensraum des Storches nicht zu erwarten, die Störungen sind ver-

gleichbar dem Bestand. Störungen während der Bauphase führen aufgrund der Entfernung 

und dem visuellen Schutz durch vorhandene Gebäude ebenfalls nicht zu erheblichen Beein-

trächtigungen. 

Für den allgemeinen Lebensraumverlust wird im Rahmen des Biotopausgleichs / Ausgleich 

für Versiegelung multifunktional auch ein Ausgleich für den allgemeinen Lebensraumverlust 

erreicht. Unabhängig davon sind Minimierungsmaßnahmen zur Eingrünung umzusetzen. 

Für Fledermäuse werden Störungen durch Licht relevant, so dass hier ebenfalls Minimierungs-

maßnahmen zur Beleuchtung erforderlich werden (kein weißes Licht, keine Abstrahlung in 

Gehölze und Offenlandflächen). 

Zum Schutz von Amphibien und Reptilien ist für die Dauer der Bauzeit (mit Beginn der Amphi-

bienwanderzeit ab 01.02.) ein Amphibienschutzzaun vorzusehen und funktionsfähig zu halten. 

Darüber hinaus sind Schächte amphibiensicher zu gestalten (engmaschige Deckel, Ausstiegs-

hilfen o.ä.). 

 

Fazit: 

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere sowie den Artenschutz und das Vogel-

schutzgebiet sind bei Umsetzung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen nicht zu 

erwarten. 

Als Ergebnis der FFH-Verträglichkeitsprüfung ergeben sich weder für einzelne Arten noch für 

Maßnahmen gemäß Managementplan Konflikte durch die Überschneidung der Wirkräume mit 

dem Schutzgebiet. Die Zulässigkeit des Vorhabens ist somit gegeben. Maßnahmen zur Scha-

densbegrenzung sind nicht erforderlich. 

 

4.2.4 Schutzgut Boden und Fläche 

Bei den Böden des Geltungsbereiches handelt es sich um glaziale podsolierte Braunerde aus 

Geschiebedecksand und Sandersand. Hauptbodenart ist Sand. Die Grundwasserflurabstände 

betragen i.d.R. mehr als 2 m. Diese Kennwerte werden durch die vorliegende Baugrundunter-

suchung (Anlage 2) bestätigt. Hier wurden Schmelzwassersande bis zur Endteufe von 5,0 m 

unter einer humosen 30-45 cm starken Oberbodenschicht erbohrt. 

 

Aus der landesweiten Bodenbewertung werden folgende Kennwerte angegeben: 

• Wasserrückhaltevermögen: sehr gering, 

• Nährstoffverfügbarkeit: gering, 

• bodenkundliche Feuchtestufe: schwach trocken, 

• Sickerwasserrate: gering, 

• Nitratauswaschungsgefährdung: hoch, 

• Gesamtfilterwirkung: nicht bewertet, 
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• natürliche Ertragsfähigkeit: sehr gering, 

• bodenfunktionale Gesamtleistung: sehr gering, 

• Erosionsgefährdung: sehr gering. 

 

Als derzeitige Bodennutzung wird Ackerbau auf relativ ertragsarmen Böden betrieben. Derzeit 

ist somit die Bodenfunktion der landwirtschaftlichen Bodennutzung relevant. Besondere flä-

chenhafte Vorbelastungen bestehen nicht. 

 

Bewertung der Umweltauswirkungen: 

Die Bebauung führt zu einer deutlichen Zunahme der Versiegelung in einem wenig vorbelas-

teten Raum. Jede Versiegelung ist als erhebliche Beeinträchtigung im Sinne des § 14 

BNatSchG zu bewerten. Im Bereich der Versiegelungen gehen die natürlichen Bodenfunktio-

nen nach § 2 BBodSchG großflächig und vollständig verloren und werden zugunsten der Nut-

zungsfunktionen (Fläche für Siedlung i.w.S.) umgewandelt. 

Zukünftig ist ein Versiegelungsgrad von 25% des Grundstücks zzgl. Nebenanlagen möglich 

(GRZ). Dieses entspricht einer Netto-Neuversiegelung von ca. 1.200 m². Dabei stellt die Be-

grenzung der GRZ auf 0,25 eine wirksame Minimierungsmaßnahme dar, so dass die Planung 

als verträgliche Nutzung innerhalb der ländlichen Umgebung einzustufen ist.  

Durch die Verfahrensumstellung ist nun auch ein Ausgleich für Versiegelung erforderlich. Da 

aber nur Böden von allgemeiner Bedeutung betroffen sind, ist diese Beeinträchtigung aus-

gleichbar, dieser kann multifunktional über den Biotopausgleich erfolgen.  

 

Fazit: 

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden und Fläche sind bei Umsetzung der Ver-

meidungs- und Minimierungsmaßnahmen nicht zu erwarten. 

 

4.2.5 Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer sind im Planungsraum und angrenzend nicht vorhanden.  

Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Trinkwasserschutz- und –gewinnungsgebieten.  

Die sandigen Böden haben eine hohe Wasserdurchlässigkeit verbunden mit einer hohen 

Grundwasserneubildungsrate. Das Grundwasser fließt dem hier vorkommenden Hauptgrund-

wasserleiter El 19 (Elbe-Lübeck-Kanal, Geest) zu, welcher zwar mengenmäßig als ergiebig, 

aufgrund der fehlenden Deckschichten (Sand) jedoch als qualitativ gefährdet eingestuft wird. 

Im Rahmen der Baugrunduntersuchung angetroffenes Grundwasser liegt zwischen 2,9 und 

3,5 m unter Flur. 

 

Bewertung der Umweltauswirkungen: 

Die Aufgabe der Ackernutzung führt langfristig voraussichtlich zu einer Verringerung von 

Grundwasserbeeinträchtigungen (Nährstoffe). Die Versickerung von Niederschlagswasser im 

Baugebiet stellt eine wirksame Maßnahme der Vermeidung von Beeinträchtigungen für das 

Schutzgut Wasser (Grundwasserkörper) dar. 



BBS-Umwelt GmbH Biologen und Umweltplaner 

19 

 

Schädliche Einträge in das Grundwasser sind in der Bau- und Betriebsphase nicht zu erwar-

ten, so dass eine besondere Gefährdungssituation für das Grundwasser gemäß WRRL nicht 

erkennbar ist.  

 

Fazit: 

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind bei Umsetzung der Vermeidungs- 

und Minimierungsmaßnahmen (Versickerung) nicht zu erwarten. 

 

4.2.6 Schutzgut Klima und Luft 

Die Lage in Schleswig-Holstein zwischen Nord- und Ostsee ist für die klimatischen Gegeben-

heiten ausschlaggebend. Das Gemeindegebiet weist innerhalb des gemäßigt ozeanischen Kli-

mas Schleswig-Holsteins eine schwache Kontinentalität auf. Der Wind weht überwiegend aus 

westlichen bis südwestlichen Richtungen. 

Aufgrund der ländlichen Strukturen der Gemeinde Langenlehsten mit lockerer Bebauung und 

großen Grün-, Frei- und Waldflächen liegen keine klimatischen Belastungen vor. 

Das Vorhabensgebiet grenzt teílsweise an Bebauung, teilweise an unbebaute Offenlandflä-

chen am Rande des Siedlungsgebiets an, die eine klimatisch ausgleichende Wirkung für die 

angrenzenden Siedlungsflächen haben.  

Geruchsbelastungen durch die in Langenlehsten vorhandene landwirtschaftliche Nutzung 

kommen zeitweise im gesamten Ort in unterschiedlicher Intensität vor. Der Planungsraum liegt 

im Bereich von Immissionen zwischen 0,15 % und 0,1 % der Jahresstunden (siehe Anlage 1). 

 

 

Abb. 5: Auszug GIRL-Berechnung (Quelle: GSP, Immissionsschutzrechtliche Stellungnahme 

2022) 
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Bewertung der Umweltauswirkungen: 

Durch die geplante Bebauung/Versiegelung wird kleinräumig eine Veränderung des Mikrokli-

mas verursacht, da Kaltluftentstehungsbereiche in klimatische Belastungszonen (Wärmein-

seln) umgewandelt werden. Die genannten Beeinträchtigungen führen insgesamt nicht zu 

deutlich spürbaren klimatischen Veränderungen oder Verschlechterungen der Luftqualität, da 

eine gute Durchmischung der Luft weiterhin gegeben ist. 

Zeitweilige Belastungen durch Geruch können ebenfalls vorkommen, liegen aber unterhalb 

der zulässigen Grenzwerte. 

Im Zuge des Klimawandels stellen Wetterextreme (Starkregenereignisse, Sturm etc.) neue 

Herausforderungen an die Planung. Die Regenrückhaltung bzw. Versickerung ist dabei ein 

wichtiges Kriterium und ist somit schutzgutübergreifend erforderlich. 

 

Fazit: 

Erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft sind nicht zu erwarten. 

 

4.2.7 Landschaftsbild und Kulturgüter 

Als Schutzgut ist die Landschaft aufzunehmen und zu bewerten. Da die ökologischen Funkti-

onen der Landschaft bereits in den vorhergehenden Kapiteln beschrieben wurden, werden 

diese hier weniger betont und v.a. das Landschaftsbild betrachtet.  

Langenlehsten ist gekennzeichnet als locker bebaute Ortschaft im ländlichen Raum. Prägend 

sind neben Einfamilienhäusern insbesondere die größeren landwirtschaftlichen Hofstellen. In 

der Umgebung sind vielfältige Landschaftsstrukturen mit Wald und sandig-warmem Offenland, 

aber auch Feuchtflächen vorhanden. 

Unmittelbar nördlich des Geltungsbereiches liegt ein in die Denkmalliste des Landes SH ein-

getragenes Kulturdenkmal: 

- Objektnummer 51269, Fachhallenhaus, um 1800, eingeschossiges Fachwerkhaus in Trau-

fenstellung unter reetgedecktem Schopfwalmdach. 

„Das Fachhallenhaus, um 1800 erbaut, unter reetgedecktem Schopfwalmdach bezeugt die 

Arbeits- und Lebensbedingungen auf einem bäuerlichen Anwesen in früherer Zeit und tradiert 

den regionalen Bautypus reetgedecktes Fachhallenhaus mit Deele zwischen den beiden tra-

genden Ständerreihen. Als eines der ältesten Bauernhäuser im Ort bietet es einen anschauli-

chen Dokumentationswert für die Ortsgeschichte und -struktur der Gemeinde Langenlehsten.“ 

(Auszug aus der Begründung). 

Neben dem besonderen geschichtlichen Denkmalwert ist das Objekt auch aufgrund seiner 

besonderen die Kulturlandschaft prägenden Eigenschaft unter Schutz gestellt worden. 

 

Bewertung der Umweltauswirkungen: 

Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes bedürfen gemäß § 12 

Abs. 1 Nr. 3 DSchG einer denkmalrechtlichen Genehmigung (Veränderung der Umgebung 

eines unbeweglichen Kulturdenkmals), da die neu zu errichtenden Gebäude im Umgebungs-

schutzbereich eines Kulturdenkmals liegen. 
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Aus diesem Grund sind in die Festetzungen des Bebauungsplanes Abstände der Nebenanla-

gen sowie ein Anpflanzgebot (Hecke) auf dem nördlichen Grundstück aufgenommen worden. 

Darüber hinaus gehende besondere Beeinträchtigungen für das Landschafts- und Ortsbild 

sind nicht mehr zu erwarten. Es werden für dörfliche Regionen typische Maßnahmen zur Ein-

grünung und Durchgrünung festgesetzt. 

 

Fazit: 

Sowohl aus ökologischer wie auch aus ortsplanerischer Sicht ist der geplante Standort gering 

bis mittel konfliktträchtig. Besondere Bedeutung für das Ortsbild hat der Übergang der Neube-

bauung zum Denkmalobjekt, hier sind Minimierungsmaßnahmen erforderlich und werden um-

gesetzt. 

 

4.3 Wechselwirkungen 

Auch wenn es sich nur um eine kleinräumige Veränderung handelt, sind insgesamt zahlreiche 

Wechselwirkungen durch die geplante Bebauung mit Versiegelung zu erwarten. Hierzu zählen 

insbesondere der Lebensraumverlust sowie der Verlust der Bodenfunktionen mit Wirkungen 

auf die umgebende Biotopqualität. 

Die Minimierung von Wechselwirkungen ist in Bezug auf das Schutzgut Boden und Biotope 

(als Lebensraum für Tiere, Standort für Pflanzen, Versickerung von Regenwasser) sowie Mi-

nimierungsmaßnahmen für Denkmalschutz und Vogelschutzgebiet erforderlich und wird um-

gesetzt. 

Darüber hinaus sind zusätzlich externe Ausgleichsmaßnahmen erforderlich, die auch die 

Wechselwirkungen multifunktional ausgleichen. 

 

 

4.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Umset-

zung der Planung unter Berücksichtigung der Auswirkungen nach 

Anlage 1 BauGB 2b/aa bis 2b/hh 

Grundlage der Beurteilung der Entwicklung des Umweltzustandes ist die Bewertung der er-

heblichen Auswirkungen auf die in Kap. 4.2 untersuchten Schutzgüter. Dabei wird insbeson-

dere Bezug genommen auf die bestehende Fachgesetzgebung und die landschaftsplaneri-

schen Rahmenbedingungen im Planungsraum. 
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Auswirkungen nach 

Anlage 1 BauGB 

Bau, Baufeldfreima-

chung, Erschließung 

Anlagenphase/  

Betriebsphase 

Fazit 

Die Nutzung natürlicher 

Ressourcen, insbeson-

dere Fläche, Boden, 

Wasser, Tiere, Pflan-

zen und biologische 

Vielfalt, soweit möglich 

Berücksichtigung der 

nachhaltigen Verfüg-

barkeit 

Minimierungsmaßnahmen 

zum Schutz wertvoller Ar-

ten erforderlich und vorge-

sehen, 

Es erfolgt eine Neuver-

sieglung von Boden, alle 

anderen Ressourcen sind 

nicht relevant betroffen. 

Erhebliche dauerhafte Be-

einträchtigungen für die 

Schutzgüter Boden, Fläche, 

Tiere und Pflanzen. 

Hier wird ein Ausgleich er-

forderlich. 

Regelungen zur Entwässe-

rung erforderlich. 

Alle anderen Ressourcen 

nicht relevant betroffen. 

erheblich: 

jedoch mini-

mierbar bzw. 

ausgleichbar 

Art und Menge an 

Emissionen von Schad-

stoffen, Lärm, Erschüt-

terungen, Licht, Wäre 

und Strahlung sowie 

der Verursachung von 

Belästigungen 

nicht erheblich bzw. nicht 

relevant. 

Lichtemissionen werden 

minimiert. 

Auswirkungen durch Lärm, 

Verkehr und Geruch nicht 

erheblich. 

Sonstige Auswirkungen 

nicht relevant. 

nicht erheb-

lich 

Art und Menge der er-

zeugten Abfälle und 

ihre Beseitigung und 

Verwertung 

Unbelasteter Boden wird 

entsorgt bzw. wiederver-

wertet. 

Besondere Abfallmengen 

fallen im Betrieb nicht an.  

Abwasser wird der Kanali-

sation zugeführt. 

Regenwasser wird versi-

ckert. 

nicht erheb-

lich bzw. 

nicht rele-

vant. 

Risiken für die mensch-

liche Gesundheit, das 

kulturelle Erbe oder die 

Umwelt: 

 

- schutzgutbezogene 

Bewertung 

 

- Unfälle oder Katastro-

phen, 

 

 

 

- Nutzung von Energie 

 

nicht erheblich bzw. nicht 

relevant 

Nicht erheblich bzw. nicht 

relevant. 

 

 

Das Vorhaben unterliegt 

weder der Störfallverord-

nung noch sonstigen nach 

BImSchG relevanten Ge-

nehmigungsverfahren. 

Ein besonderer Bedarf an 

Energie ist nicht erforder-

lich. Der Energiebedarf wird 

nach dem Stand der Tech-

nik vorgesehen. Die Nut-

zung erneuerbarer Energien 

ist vorgesehen. 

nicht erheb-

lich bzw. 

nicht rele-

vant. 

Kumulierung mit den 

Auswirkungen von Vor-

haben benachbarter 

Plangebiete unter Be-

rücksichtigung beste-

hender Umweltprob-

leme 

nicht relevant Nicht erheblich bzw. nicht 

relevant. 

Gebiete mit besonderen 

umweltrelevanten Proble-

men sind im Umfeld nicht 

vorhanden und werden 

durch den Plan nicht verur-

sacht. 

nicht erheb-

lich bzw. 

nicht rele-

vant. 
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Auswirkungen nach 

Anlage 1 BauGB 

Bau, Baufeldfreima-

chung, Erschließung 

Anlagenphase/  

Betriebsphase 

Fazit 

Auswirkungen auf das 

Klima sowie Anfälligkeit 

der geplanten Vorhaben 

gegenüber den Folgen 

des Klimawandels 

nicht relevant nicht relevant 

Die Nutzung erneuerbarer 

Energien ist vorgesehen. 

Die Entwässerung muss 

auch die Folgen des Klima-

wandels (z.B. Starkregen) 

berücksichtigen. 

nicht erheb-

lich 

Bewertung der einge-

setzten Techniken und 

Stoffe 

nicht relevant, da keine be-

sonderen Bautätigkeiten 

zu erwarten 

nicht relevant, da kein pro-

duzierendes oder verarbei-

tendes Gewerbe o.ä. 

nicht erheb-

lich 

 

 

4.5 Maßnahmen mit denen festgestellte erhebliche, nachteilige Um-

weltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder soweit 

möglich ausgeglichen werden 

4.5.1 Allgemeine Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Allgemeine Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wurden bei der Betrachtung der 

Schutzgüter formuliert und als Festsetzungen in den Bebauungsplan übernommen, auf welche 

an dieser Stelle verwiesen wird. 

• Begrünung bzw. Eingrünung des Baugebietes, 

• Entwässerung unter Berücksichtigung von Versickerung, 

• Verzicht auf die Anlage von Schottergärten, sowie Anlage von versickerungsfähigen 

Stellplatzanlagen, 

• Umsetzung von Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen zum Artenschutz und 

zum Vogelschutzgebiet (s.u.), 

• Umsetzung von Maßnahmen und Vorgaben im Sinne des Denkmalschutzes. 

 

4.5.2 Grünordnerische Festsetzungen 

Teilgebiet 1: 

• Je Grundstück ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum oder Obstbaum als Hoch-

stamm (Stammumfang mindestens 12/14 cm) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

Bei Abgang ist frühzeitig für gleichartigen Ersatz zu sorgen. 

• Nach Norden ist eine Anpflanzfläche als Heckenpflanzung aus heimischen Laubgehöl-

zen vorgesehen.  

• Auf den Grundstücken sind mind. 10 % der Grundstücksfläche als gärtnerisch gestal-

tete Grünfläche anzulegen. 

• Nach Osten und Süden sind als festgesetzte Flächen mit Pflanzgebot Gehölzstreifen 

zur Eingrünung zu entwickeln. Die Bepflanzung darf ausschließlich mit heimischen, 
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standortgerechten Gehölzen erfolgen und ist gegenüber der angrenzenden Gartennut-

zung durch einen festen Zaun abzugrenzen.  

• Die Grundstücke sind straßenseitig mit lebenden Hecken in einer Höhe von 1,0 bis 
1,5 m einzufrieden (Ausnahme Zufahrten).  

 

Pflanzliste Eingrünung (Ost und Süd): 

Acer campestre (Feldahorn), Betula pendula (Birke), Crataegus laevigata (Weißdorn), Cornus mas 

(Kornelkirsche), Corylus avellana (Hasel), Malus sylvestris (Wildapfel), Prunus insititia (Kretel), Sorbus 

aucuparia (Vogelbeere), zusätzlich als Unterpflanzung Heidelbeere (Vaccinium myrtillus) und Besen-

heide (Calluna vulgaris) 

 

Pflanzliste Hecke: 

Carpinus betulus (Hainbuche), Fagus sylvatica (Rotbuche), Ligustrum vulgare (Liguster), Acer cam-

pestre (Feldahorn), Crataegus laevigata (Weißdorn) 

 

Teilgebiet 2: 

• Entwicklung und dauerhafter Erhalt einer blütenreichen ruderalen Grasflur, Offenhal-

tung durch jährliche Mahd ab Ende Juli, Abtransport des Mähgutes. 

• Erhalt der vorhandenen Eiche, Neupflanzung von 2 weiteren Eichen. 

Pflanzliste Ausgleichsfläche: 

2x Quercus robur (Stieleiche), Stammumfang 16-18 cm 
 

4.5.3 Maßnahmen Artenschutz und Vogelschutzgebiet 

Als Ergebnis der FFH-Vorprüfung ist festzuhalten, dass keine erhebliche Beeinträchtigung für 

relevante Vogelarten ausgelöst wird. Maßnahmen zur Schadensbegrenzung werden somit 

nicht erforderlich. 

Für artenschutzrechtlich relevante Arten wurden als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prü-

fung folgende Minimierungsmaßnahmen erforderlich, um artenschutzrechtlich Verbotstatbe-

stände zu vermeiden: 

 

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme AV-01: Fledermäuse  

Zur Minderung von Verlusten an Insekten bei Beleuchtung von Straßen/Parkplätzen/We-

gen/Kita-Außengelände im Geltungsbereich selbst ist eine insektenfreundliche Beleuch-

tung mit LED (kein weißes Licht) und keine Beleuchtung von Grünstrukturen im Umfeld 

sicher zu stellen. Grünstrukturen (Knicks) dürfen nicht beleuchtet werden. Bei nächtlichen 

Bauarbeiten werden Richtstrahler verwendet, die nur Baufelder beleuchten. 

 

       Als allgemeine Hinweise zum Artenschutz werden folgende Maßnahmen aufgenommen: 

Maßnahmen zur Baufeldfreimachung dürfen nur zwischen Anfang Oktober und Ende 

Februar erfolgen. Dazu gehören notwendige Rückschnittmaßnahmen an Gehölzen, aber 

auch der Beginn der Bodenarbeiten. 

Zum Schutz von Amphibien und Reptilien ist für die Dauer der Bauzeit (mit Beginn der 
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Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen werden nicht erforderlich. 

 

 

4.5.4 Berechnung des Eingriffs 

Das Schutzgut Boden ist durch Versiegelung betroffen. Gemäß dem Erlass zum Verhältnis 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht (2013) ist dieser Eingriff im Ver-

hältnis 1:0,5 für alle Wohnbauflächen (WA) auszugleichen. Für alle versiegelten Flächen (GRZ 

0,25 mit zulässiger Überschreitung 50% bis 0,38) wird dieser Ausgleichsbedarf erforderlich. 

Für die bestehenden landwirtschaftlichen Flächen und Straßenverkehrsflächen wird kein Aus-

gleich erforderlich. 

Die Neufestsetzung von Grünflächen und Maßnahmenflächen stellen wirksame Minimierungs-

maßnahmen und eine Verbesserung gegenüber der ackerbaulichen Nutzung dar, hierfür ist 

kein Ausgleich erforderlich. 

 

Es ergibt sich somit folgende Flächenbilanz: 

 

Art der bauli-

chen Nutzung 

GRZ Fläche Faktor Ausgleichsbe-

darf 

Allgmeines 

Wohngebiet (WA) 

3.100 m² 

0,38 1.178 m² 0,5 589 m² 

Summe   589 m² 

 

 

4.5.5 Ausgleichsmaßnahmen 

Für Eingriffe in Boden und Biotope allgemeiner Bedeutung, werden Ausgleichsmaßnahmen 

erforderlich, die außerhalb des Geltungsbereiches umzusetzen sind. Es ergibt sich ein Aus-

gleichsbedarf von 589 m². 

Der Ausgleich wird auf einer externen Fläche in Langenlehsten, Am Wiesengrund, nachge-

wiesen. Die Fläche befindet sich im Gemeindeeigentum und hat eine Größe von ca. 5.000 m² 

(Flurstück 124/1, Straßenflurstück). 

 

Amphibienwanderzeit ab 01.02.) ein Amphibienschutzzaun vorzusehen und funktionsfä-

hig halten. Darüber hinaus sind Schächte amphibiensicher zu gestalten (engmaschige 

Deckel, Ausstiegshilfen o.ä.). 
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Abb. 6: Lage der Ausgleichsfläche (Quelle: DANord) 

 

Die Fläche wurde im Winter 2024 weitgehend beräumt, als dominierender Bewuchs war Trau-

benkirschen-/Birkenaufwuchs sowie Landreitgras vorhanden, darüber hinaus einige Kiefern 

und Eichen. Entlang der Straße Am Wiesenweg wurden eine größere und mehrere kleine Ei-

chen erhalten. Die übrige Fläche wurde gefräst. 

Im Sommer 2024 hat sich die Fläche wieder begrünt. In größeren Abschnitten sind hier Land-

reitgras sowie weitere Gräser, Beifuß und Kreuzkraut sowie Birken-, Traubenkirschen und Ei-

chenjungwuchs und Brombeeren wieder durchgekommen.  

Abschnittsweise kommen aufgrund der Bodenverhältnisse (vor allem im östlichen Bereich) 

auch typische Magerkeitszeiger vor wie z.B. 

Acker-Hornkraut (Cerastium arvense), Kleiner Sauerampfer (Rumex acetosella), Rotwingel (Festuca 

rubra), Kleines Habichtskraut (Hieracium pilosella), Wildes Stiefmütterchen (Viola tricolor), Spitzwege-

rich (Plantago lanceolata), Schafgarbe (Achillea millefolium). 

Die Pflanzenarten sind nur kleinräumig auf der noch vorhandenen Streuschicht / Mulchschicht 

vorhanden. Ein Schutzstatus für ein geschütztes Biotop wird nicht erreicht. Der Flächenanteil 

der Magerkeitszeiger liegt bei ca. 10-20 % (Stand Oktober 2024). 

Insgesamt sind die Bodenverhältnisse als gestört und nährstoffreich (Streuschicht) zu be-

schreiben. Es ist zu erwarten, dass sich die dominierenden Gräser weiter durchsetzen. 
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Die Fläche soll nun im Sinne des Natur-

schutzes aufgewertet werden. Um die Wie-

deransiedlung der invasiven, nicht standort-

heimischen Pflanzen zu verhindern, soll die 

Streuschicht abgetragen werden. Anschlie-

ßend ist die Ansaat mit einer standortge-

rechten Blühmischung trockener Standorte 

vorgesehen (Ackerrandstreifen). 

Diese entspricht den Zielvorgaben des Ma-

nagementplanes zur Entwicklung von arten-

reichen Offenlandflächen (siehe Kap. 

2.2.4). 

Folgende Saatgutmischung ist vorgesehen 

(Saaten Zeller GmbH, Rieger-Hofmann 

GmbH oder vergleichbar):  

Saatgutmischung Feldrain und Saum, Kräu-

teranteil ca. 70-90 %, Herkunftsgebiet 3 

(nordostdeutsches Tiefland) 

 

Die kartierten Magerkeitszeiger werden nicht erhalten, da diese nur kleinräumig vorkommen 

und sich relativ schnell wieder entwicklen. Durch den Abtrag der Streuschicht wird die Ausha-

gerung gefördert und die Störzeiger werden entfernt. Dieser Maßnahme wird hier gegenüber 

dem kleinräumigen Erhalt von Kennarten der Vorrang eingeräumt. 

In Abstimmung mit der UNB des Kreises Herzogtum Lauenburg ist als Kompensationsfläche 
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eine Flächengröße von 2.500 m² erforderlich. Der Ausgleichsbedarf kann somit über das im 

B-Plan festgesetzte Teilgebiet 2 erbracht werden. 

 

5 Zusätzliche Angaben 

5.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten techni-

schen Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, technische 

Lücken oder fehlende Kenntnisse 

Bereits im Rahmen der Vorplanungen wurden zur Standortfindung die Vorgaben der Geruchs-

schutzrichtlinie sowie der Vogelschutzrichtlinie berücksichtigt. 

Für die Berücksichtigung des Artenschutzes liegt eine Artenschutzrechtliche Prüfung vor, auf-

grund des vergleichsweise geringen Konfliktpotenzials und der guten Datenlage durch das 

Vogelschutzgebiet wurden die Artengruppen über eine Potenzialabschätzung ausreichend ab-

gebildet. Relevante Defizite bestehen somit nicht. 

 

5.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der er-

heblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf 

die Umwelt 

Mögliche erhebliche Umweltauswirkungen der Plandurchführung sind gemäß § 4c BauGB zu 

überwachen, um unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu erkennen und ggf. Abhilfe-

maßnahmen einzuleiten. 

Für folgende Punkte sollte aufgrund der Sensibilität der Flächen ein Monitoring durchgeführt 

werden: 

• Umsetzung der Begrünungsmaßnahmen sowie Einhaltung der Bepflanzungsmaßnah-

men. 

• Umsetzung der artenschutzrechtlich relevanten Vermeidungs- und Minimierungsmaß-

nahmen. 

 

6 Nicht technische Zusammenfassung 

Die Gemeinde Langenlehsten plant die Neuaufstellung des selbstständigen Bebauungsplanes 

Nr. 2. Hier soll auf einer ca. 3.100 m² großen Ackerfläche ein kleineres Wohngebiet entwickelt 

werden. Die baulichen Maßnahmen sind verbunden mit grünordnerischen Auflagen, die der 

Bestandssituation mit Vorgaben des Denkmalschutzes und des angrenzenden Vogelschutz-

gebietes sowie der städtebaulichen Ortslage einer dörflichen Siedlung Rechnung tragen. 

Nach der Umstellung des Verfahrens auf ein Regelverfahren nach BauGB ist auch ein Aus-

gleich für Eingriffe in Boden und Biotope (durch Versiegelung) erforderlich, der auf einer ex-

ternen Ausgleichsfläche in Langenlehsten erbracht wird. Darüber hinaus kann für alle weiteren 

Schutzgüter über Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sicher gestellt werden, dass 

keine erheblichen Umweltauswirkungen gemäß UVPG erfolgen. Artenschutzrechtliche 
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Verbotstatbestände werden nicht ausgelöst, schadensbegrenzende Maßnahmen für das FFH-

Gebiet werden ebenfalls nicht erforderlich. 
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8 Billigung 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Langenlehsten hat den Teil I und Teil II der Begrün-

dung in der Sitzung 

 

 

am  ………………………… gebilligt. 

 

 

 

Langenlehsten, den ………………. 

 

         

                                                             Siegel 

                 

    Der Bürgermeister 
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